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Editorial

A
m 20. November ist der internationale 
Tag der Kinderrechte. An diesem Tag 
wurde 1989 das Übereinkommen über 
die Rechte des Kindes, kurz «UN-

Kinderrechtskonvention» (KRK) verabschiedet. Die 
KRK verankert grundlegende Rechte der Kinder 
wie etwa das Recht auf Schutz, Fürsorge und 
freie Meinungsäus-serung. Bei allen privaten und 
staatlichen Handlungen, die Kinder und Jugendliche 
betreffen – so wird in Artikel 3, Abs. 1 der KRK 
festgehalten –, «ist das Wohl des Kindes ein 
Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen 
ist».  
 
Mittlerweile haben alle Mitgliedsstaaten der Uno 
die KRK ratifiziert – mit Ausnahme der USA. In der 
Schweiz ist diese seit 1997 in Kraft. Dass jedoch 
auch in unserem Land nach wie vor Kinderrechte 
missachtet werden, ist Gegenstand unseres 
Themenschwerpunkts «Kinderrechte – Politische 
Herausforderung und Handlungsbedarf». Rahel 
Wartenweiler schildert in ihrem Beitrag den Stand 
des UN-Berichterstattungsverfahrens und die 
Empfehlungen an die Schweiz (vgl. S. 4-5). Zudem 
beschreibt Hans Joss die grössten Probleme der 
Kinder, von Missbrauch über Diskriminierung und 
Armut bis hin zu ungenügender Partizipation (vgl. 
S. 6). Seine Diagnose hinsichtlich des selektiven 
Schweizer Volksschulsystems ist zudem deutlich: 
«Unsere Schulen diskriminieren», und dies mit dem 
Einverständnis von offizieller Bildungspolitik und 
öffentlicher Meinung (vgl. S. 7-8).  
 
Die Achtung und Umsetzung der Kinderrechte wie 
auch der Menschenrechte insgesamt ist alles andere 
als selbstverständlich. Gerade in der Schweiz der 
Gegenwart weht diesen ein eisiger Wind entgegen. 
2016 hatte der Bundesrat noch beschlossen, eine 
nationale Menschenrechtsinstitution (NMRI) zu 
schaffen, die die Durchsetzung der Menschenrechte 
in der Schweiz fördern soll. Obwohl inzwischen 
sogar bereits die Vernehmlassung zum 
Gesetzesentwurf abgeschlossen ist, wird dieses 

Projekt, so die NZZ in einem Bericht vom 14.9.18, 
unter dem neu zuständigen Bundesrat Ignazio 
Cassis «ernsthaft hinterfragt». Auch wenn Letzterer 
auf Nachfrage versichert, dass es nicht darum 
gehe, diese «Institution an sich oder gar die 
Menschenrechte infrage zu stellen» (Interview NZZ 
vom 18.9.18), so geht es ihm doch wohl zumindest 
darum, wie EDA-Informationschef Jean-Marc 
Crevoisier erklärt, «eine bescheidenere Umsetzung 
‹à la Suisse›» anzustreben». 
 
Wir müssen aufpassen, dass «à la Suisse» in 
diesem Kontext nicht zu einem Synonym für die 
Relativierung von Menschenrechten wird. Mit 
der sogenannten «Selbstbestimmungsinitiative», 
über die am 25. November abgestimmt wird, 
versucht die SVP die Geltung der Kinder- und 
Menschenrechte in unserem Land zu relativieren, 
indem sie diese explizit unter den Vorbehalt 
von Abstimmungsresultaten stellen will. Eine 
ganze Reihe von Buchpublikationen nimmt diese 
gefährliche Initiative zum Anlass, Hintergrundwissen 
über das Völkerrecht und dessen Bedeutung für die 
Schweiz zu vermitteln (vgl. S. 14). 
 
Der VPOD hat an seiner Delegiertenversammlung 
vom 29. September dieses Jahres die Nein-Parole 
zur «Selbstbestimmungsinitiative» beschlossen. 
Vor kurzem haben Bürgerinnen und Bürger aus 
allen Teilen der Gesellschaft den dringenden Aufruf 
«Nein zur Anti-Menschenrechtsinitiative» lanciert, 
der auf der Rückseite dieser Zeitschrift abgedruckt 
ist und unter «dringender-aufruf.ch» unterzeichnet 
werden kann: Verteidigen wir am 25. November die 
Grundrechte aller Kinder und Erwachsenen!

Johannes Gruber
vpod bildungspolitik
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Kinderrechte

Die Schweiz trat der UN-Kinderrechts-
konvention (UN-KRK) 1997 bei. Die 

Konvention formuliert erstmals verbind-
liche Rechte zum Schutz, zur Förderung 
und der Beteiligung von Kindern und an-
erkennt Kinder als Träger eigener Rechte. 
Mit dem Beitritt der Schweiz wurde die 
UN-KRK Teil der hiesigen Rechtsordnung. 
Die Schweiz ist somit verpflichtet, die 
Kinderrechte zu respektieren und umzu-
setzen. 

Kinderrechte umsetzen 
Das UN-Berichterstattungsverfahren und die Empfehlungen an die Schweiz.  
Von Rahel Wartenweiler

Der UN-Kinderrechtsausschuss 
überprüft die Umsetzung der 
UN-KRK 
Damit überprüft werden kann, ob die gelten-
den Bestimmungen der UN-KRK umgesetzt 
werden, ist die Schweiz verpflichtet, dem 
UN-Kinderrechtsauschuss alle fünf bis sieben 
Jahre darüber zu berichten. Der Ausschuss 
prüft, wie es um die Einhaltung der Kinder-
rechte in der Schweiz steht und wo es Verbes-
serungspotential gibt. Informationsquellen 
des Ausschusses sind der offizielle Bericht 
des Bundesrats und ergänzende Berichte der 
Zivilgesellschaft.  Zudem hört der Ausschuss 
Vertreterinnen und Vertreter der Zivilgesell-
schaft und des Staates direkt in Genf an und 
formuliert anschliessend Empfehlungen, 
wie die Kinderechte besser umzusetzen sind. 

Die Überprüfung der Schweiz fand bisher 
zweimal statt, zuletzt von 2012 bis 2015. Die-
ser Zyklus endete mit 108 Empfehlungen des 
Kinderrechtsausschusses an die Schweiz zur 
Verbesserung der Umsetzung der UN-KRK 
und des Fakultativprotokolls betreffend den 
Verkauf von Kindern, die Kinderprostitution 
und Kinderpornografie. 

Über 100 Empfehlungen an die 
Schweiz  
Die Empfehlungen des UN-Kinderrechts-
ausschusses zeigen auf, was getan werden 

muss, um die Kinderrechtskonvention in 
der Schweiz vollständig umzusetzen. Sie 
sind für die Schweiz handlungsleitend. 
In der Verantwortung für die Umsetzung 
steht in erster Linie der Staat. Er muss 
dafür sorgen, dass die zuständigen Stellen 
alle notwendigen Massnahmen ergreifen, 
um die Kinderrechte zu schützen und zu 
fördern. Die Empfehlungen richten sich 
also an die Politik, an Verwaltungsstellen 
bei Bund und Kantonen, aber auch an Ge-
richte und Behörden. Darüber hinaus ist die 
Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Auch 
zivilgesellschaftliche Einrichtungen, die mit 
Kindern arbeiten, müssen ihren Beitrag zur 
Umsetzung der Konvention leisten. 

Diese Themen sind besonders 
dringlich 
Ein Grossteil der über 100 Empfehlungen 
betreffen einzelne Themenbereiche der 
UN-KRK. Sie zeichnen ein Bild, wo es in 
der Schweiz besonders grossen Handlungs-
bedarf gibt. Gewisse Gruppen von Kindern 
sind besonders gefährdet, in ihren Rechten 
verletzt zu werden, weil sie aus schwierigen 
Verhältnissen stammen oder sich in schwie-
rigen Situationen befinden. Besonders 
viele Empfehlungen betreffen denn auch 
die Rechte von asylsuchenden Kindern und 

Mehr als 20 Jahre nach 
der Ratifikation der UN-
Kinderrechtskonvention durch 
die Schweiz besteht nach wie 
vor grosser Handlungsbedarf 
bei deren Umsetzung. Der UN-
Ausschuss für die Rechte des 
Kindes prüft regelmässig, wie 
die Schweiz die Kinderrechte 
einhält und formuliert 
Empfehlungen, was noch getan 
werden muss. Die nächste 
Überprüfung findet in den 
Jahren 2020-2021 statt. Bis 
dahin muss die Schweiz die 
letzten Empfehlungen aus dem 
Jahr 2015 umsetzen.
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Flüchtlingskindern, beispielsweise wenn es 
darum geht, Asylverfahren kindgerecht zu 
gestalten und Fachpersonen entsprechend 
auszubilden. Weitere Empfehlungen zielen 
auf das Recht auf gesellschaftliche Teilhabe 
von Kindern mit Behinderungen, auf die 
Rechte von Kindern, die in einer Pflegefa-
milie oder in einem Heim leben, die Rechte 
von Kindern, die mit dem Rechtssystem in 
Berührung kommen sowie auf das Recht auf 
Schutz vor Gewalt und sexueller Ausbeutung. 

Starke Rahmenbedingungen für 
Kinderrechte
Um diese Empfehlungen umsetzen zu kön-
nen, bedarf es gewisser Rahmenbedingungen. 
Ein Teil der Empfehlungen spricht deshalb 
grundlegende Voraussetzungen für die Um-
setzung der Kinderrechtskonvention an: 
•	 Im föderalen System der Schweiz fallen 
viele Themen der KRK in den Kompetenz-
bereich der Kantone. Dies führt zu Chancen-
ungleichheiten zwischen den Kantonen. Es 
ist abhängig vom Wohnkanton, inwieweit 
die Kinder und Jugendlichen ihre Rechte 
wahrnehmen können. Die Schweiz soll eine 
nationale Kinderrechtsstrategie und -politik 
erarbeiten, die einen Rahmen für kantonale 
Vorhaben bieten kann. 
•	 Eine koordinierte Umsetzung der UN-KRK 
setzt gute Daten voraus. Diese sind wichtig, 
um Fortschritte und Herausforderungen 
bei der Umsetzung der Kinderrechte zu 
überwachen und Informationen zu erhalten, 
welche Gruppen von Kindern besonderen 
Schutz oder eine besondere Förderung ihrer 
Rechte benötigen. Zu vielen Themen der 

Konvention erheben jedoch weder der Bund 
noch die Kantone Daten in ausreichender 
Qualität. 
•	 Das übergeordnete Interesse des Kindes 
(Kindeswohl) muss bei Entscheiden, die 
Kinder betreffen, stets handlungsleitend 
sein. Die Schweiz ist angehalten, diesen 
Grundsatz in der Politik, der Verwaltung und 
der Justiz konsequent umzusetzen. 
•	 Die Schweiz solle eine unabhängige nati-
onale Menschenrechtsinstitution schaffen. 
Die Institution hat zur Aufgabe, die Kinder- 
und Menschenrechte zu fördern und zu 
schützen, indem sie Berichte ausarbeitet, 
Empfehlungen an Politik, Verwaltung und 
Gerichte verfasst und die Umsetzung der 
Menschenrechte überwacht. 

Der nächste Berichtszyklus 
steht bevor   
Die Schweiz muss nächstes Mal im Jahr 
2020 über die Umsetzung der UN-KRK be-
richten und dabei auch Rechenschaft darüber 
ablegen, inwiefern sie die Empfehlungen aus 
dem Jahr 2015 umgesetzt hat. 

Die Berichterstattung verläuft neu nach 
einem vereinfachten Verfahren, wie dies 
auch für die Überprüfung anderer Men-
schenrechtsabkommen eingeführt wurde. 
Grundlage des neuen Verfahren ist eine Liste 
der dringlichsten Themen (List of Issues), die 
vom UN-Kinderrechtsausschuss im Vorfeld 
erstellt wird. Der Ausschuss stützt sich dafür 
auf Einschätzungen aus der Zivilgesellschaft 
(NGO), welches aus Sicht der NGO die 
wichtigsten Anliegen sind. Die Schweiz 
muss in ihrem Bericht dann nur noch zu 

diesen festgelegten Themen, und nicht 
mehr zur gesamten Konvention, Stellung 
nehmen. Der offizielle Bericht der Schweiz 
wird schliesslich durch einen Bericht aus der 
Zivilgesellschaft (NGO-Bericht) ergänzt. Der 
NGO-Bericht hat die Funktion, den Bericht 
der Schweiz kritisch zu hinterfragen, um so 
dem UN-Ausschuss ein vollständigeres Bild 
zu vermitteln. 

Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen 
Der UN-Kinderrechtsausschuss ermutigt 
auch Kinder und Jugendliche dazu, sich 
am Verfahren zu beteiligen. Als Teil der 
Zivilgesellschaft haben sie die Möglichkeit, 
mit eigenen Berichten ihre Sichtweise auf 
die Umsetzung der Kinderrechte in das 
Berichtsverfahren einzubringen. 

Was macht das Netzwerk 
Kinderrechte Schweiz? 
In der Schweiz haben sich 2003 zahlreiche 
NGO zu einem Netzwerk zusammenge-
schlossen und 2009 den Verein «Netzwerk 
Kinderrechte Schweiz» gegründet, um die 
zivilgesellschaftliche Berichterstattung an 
den UN-Kinderrechtsausschuss gemeinsam 
wahrzunehmen. Dem Netzwerk Kinderrechte 
Schweiz gehören heute 50 Organisationen an, 
die sich für die Anerkennung und Umsetzung 
der UN-Kinderrechtskonvention einsetzen. 

Weitere Informationen auf:
www.netzwerk-kinderrechte.ch  

Rahel Wartenweiler ist Geschäftsführerin des Netz-

werks Kinderrechte Schweiz.

Die Empfehlungen des  
UN-Kinderrechtsausschusses können als 
Argumentationsgrundlage für bildungspolitische 
Anliegen sowie für die Interessensvertretung 
der Professionellen aus dem Bildungsbereich 
dienen. Ausgewählte Empfehlungen mit Bezug zur 
Bildungspolitik sind: 

•	 Berufsgruppen, die mit Kindern arbeiten 
(darunter explizit Lehrkräfte) zu den Kinderrechten 
schulen und die Bekanntmachung der Kinderrechte 
bei Kindern selbst fördern (Nr. 21 b).

•	 Pflichtmodule zur Kinderrechtskonvention und 
zu den Menschenrechten in die harmonisierten 
sprachregionalen Lehrpläne aufnehmen (Nr. 67)

•	 Kinder in allen sie betreffenden Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren – darunter Schulverfahren – 
anhören (Nr. 29a).

•	 Kinder sollen ihre Meinung zu allen sie 
betreffenden Angelegenheiten frei äussern 
können und ihre Meinung soll insbesondere in der 
Schule und in Bildungseinrichtungen angemessen 
berücksichtigt werden (Nr. 29 b).

• Familien  verstärkt  unterstützen  und schweizweit 
für ausreichende Kinderbetreuungseinrichtungen 
von hoher Qualität sorgen (Empfehlung Nr. 45).

•	 Ein inklusives, diskriminierungsfreies 
Bildungssystem sicherstellen, indem die dazu 
nötigen Ressourcen bereitgestellt und Fachkräfte 
angemessen ausgebildet werden (Nr. 55 b). 

•	 Den Zugang von Kindern mit Behinderungen 
zu frühkindlicher Bildung und Betreuung und zu 
Möglichkeiten der inklusiven Berufsbildung in allen 
Kantonen sicherstellen (Nr. 55 d).

•	 Asylsuchende Kinder effektiv und 
diskriminierungsfrei Zugang zu Bildung und 
Berufsbildung gewähren (Nr. 69 e).

•	 Strategien und Programme zum Schutz vor 
sozialer Ausgrenzung und Diskriminierung von 
Kindern ohne geregelten Aufenthaltsstatus (sans-
papiers) entwickeln und dafür sorgen, dass 
diese Kinder ihr Recht auf Bildung in der Praxis 
wahrnehmen können (Nr. 69 g).

Empfehlungen mit Bezug 
zur Bildungspolitik

Kinderrechte
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Kinderrechte

Auch hierzulande gibt es Missbrauch, 
Diskriminierung, Selbstmorde und 

Armut von Kindern. Besonders gefährdet ist 
die Gruppe der geflüchteten Kinder.

Missbrauch
Das Übereinkommen über die Rechte des 
Kindes («Kinderrechtskonvention», KRK) 
verurteilt jede Form von Gewalt gegen Kin-
der: In der Schweiz wurde die Bestrafung 
von Kindern durch ihre Eltern 1978 verboten. 
Dennoch ist die Prügelstrafe nicht aus-
drücklich im Schweizer Recht verboten. Bis 
heute gibt es keine genauen Statistiken über 
die Häufigkeit dieser Art von Gewalt, doch 
Fachleute schätzen, dass 10-20 Prozent der 
Schweizer Kinder im Verlauf ihrer Kindheit 
einer Art von Missbrauch ausgesetzt sind.
	 Der Ausschuss für die Rechte des Kindes 
hat seine Besorgnis über diese Situation 
ausgedrückt und hat die Schweiz ermutigt, 
Aufklärungskampagnen zu den negativen 
Auswirkungen von Gewalt gegen Kinder zu 
starten.

Diskriminierung
Im Jahr 2008 ergab ein nationales For-
schungsprogramm, dass Kinder in der 
Schweiz unter ungleichen Bedingungen 
aufwachsen. Es gibt eine Gruppe von Kin-
dern, die nicht in vollem Umfang die ihnen 
garantierten Rechte der Kinderrechtskon-
vention geniessen. Lehrmethoden und die 
Arbeitsbedingungen der Eltern sowie die 
soziale und kulturelle Herkunft führen zu 
erheblichen Diskrepanzen beim Schulbe-
such der Kinder und ihrem Erfolg.
	 Ausserdem führen Unterschiede in den 
Systemen zwischen den verschiedenen 
schweizerischen Kantonen zu Ungleich-
behandlung von Kindern: Zum Beispiel in 
den Kantonen, in denen Kinder sehr schnell 
in separierte Klassen in weiterführenden 

Schule eingeteilt werden, sind Kinder mit 
Lernschwierigkeiten und Kinder von Ein-
wanderern weniger erfolgreich. Es hat sich 
gezeigt, dass die Wahrscheinlichkeit, dass 
diese Kinder in eine besondere Klasse ein-
gruppiert werden und anschliessend ihren 
Bildungsweg nicht fortsetzen, viermal so 
hoch ist als bei anderen Kindern.

Selbstmord
Die Schweiz ist in der unglücklichen Positi-
on, zu den Ländern mit der höchsten Selbst-
mordrate zu gehören. Selbstmord ist sogar 
die häufigste Todesursache unter den 15- bis 
24-Jährigen. Die Statistiken zeigen, dass in 
der Schweiz jeder zwanzigste Jugendliche 
versucht, sich das Leben zu nehmen: Alle 3 
Tage begeht ein/e Jugendliche/r Selbstmord. 
Ein relativ leichter Zugang zu einer Anzahl 
von tödlichen Mitteln und insbesondere der 
Zugang zu Schusswaffen sind eine Haupt-
ursache dieser Rate.
	 Die Schweiz ist eines der wenigen Länder 
in Westeuropa, das kein nationales Suizid-
Präventionsprogramm hat. Kürzlich wurde 
dem Parlament ein Antrag vorgelegt, um 
dieses Phänomen auf Bundesebene besser 
zu verstehen und zu analysieren.

Armut
Die Schweiz hat den Ruf ein reiches Land zu 
sein: Doch fast 9 Prozent der Bevölkerung 
leben unterhalb der Armutsgrenze. Nach dem 
Eidgenössischen Statistischen Amt erhalten 
4,4 Prozent der Kinder zwischen 0 und 17 Jah-
ren Sozialhilfe. Dies ist auch die Altersgruppe, 
die am meisten von Armut betroffen ist. Rund 
45 Prozent der Menschen, die auf Sozialhilfe 
angewiesen sind, sind Kinder. Die Familien, 
die in der Schweiz von Armut betroffen sind, 
sind im Allgemeinen gross oder es sind 
Familien mit nur einem Elternteil.
	 Darüber hinaus gibt es beträchtliche Un-
terschiede zwischen den Kantonen in Bezug 
auf die gewährte finanzielle Unterstützung für 
Familien in einer prekären Situation: Dies gibt 
Anlass zu einer inakzeptablen Ungleichheit 
bei der Behandlung der betroffenen Kinder.

Flüchtlingskinder
Die «Ausländerpolitik» ist in der Schweiz 
besonders streng. Es wird geschätzt, dass 
rund 10.000 nicht gemeldete Kinder in der 
Schweiz leben. Eine Studie von Terre des 
Hommes aus dem Jahr 2010 ergab, dass 
aufgrund der Komplexität des Asylantrags-

prozesses eine erschreckende Anzahl von 
unbegleiteten Minderjährigen jedes Jahr 
verschwindet, manchmal sogar vor Beginn 
des Asylverfahrens. Sich selbst überlassen, 
lassen sich betroffene Jugendliche mit Dro-
genhandel oder Kriminalität ein oder werden 
Opfer von sexueller Ausbeutung.

In bestimmten Fällen werden junge 
Flüchtlinge in Verwaltungshaft genommen, 
oft für mehrere Monate, bevor sie zurück in 
ihr Herkunftsland geschickt werden. Dieses 
Vorgehen steht im Widerspruch zur Kin-
derrechtskonvention, nach der ein Kind nur 
eingesperrt werden soll, wenn keine andere 
Alternative möglich ist.

Darüber hinaus sind für jene Jugend-
liche, die vorübergehend Asyl erhalten, 
die Möglichkeiten für den Erwerb einer 
Berufsausbildung sehr begrenzt, da nicht 
immer eine Arbeitserlaubnis erteilt wird. 
Nicht gemeldete Kinder können zur Schule 
gehen, ohne dass die Behörden alarmiert 
werden, doch etwa 10 Prozent von ihnen 
erhalten keine ordentliche Schulbildung. 
Im Allgemeinen vermeiden nicht gemeldete 
Personen es, zum Arzt zu gehen – aus Angst, 
denunziert zu werden. Deshalb haben ihre 
Kinder normalerweise keinen Zugang zu 
grundlegender Gesundheitsversorgung. 
Ausserdem leben die meisten von ihnen 
unterhalb der Armutsgrenze. Die Zukunfts-
aussichten für die Flüchtlingskinder sind 
deshalb in der Schweiz besonders düster.

Recht auf Mitwirkung
Trotz der Anstrengungen der Schweiz ist 
die Umsetzung von Artikel 12 der KRK, der 
garantiert, dass Kinder das Recht auf Mitwir-
kung an Entscheidungsprozessen haben, die 
für sie relevant sind, unvollständig, insbe-
sondere in der Justiz. Zum Beispiel haben 
Kinder in Scheidungsverfahren das Recht 
auf eine Anhörung durch den Richter. In der 
Praxis wird nur eine Minderheit von ihnen 
angehört. Die Repräsentation von Kindern 
wird nur selten gefordert und Gerichte haben 
kein Bewusstsein über die Wichtigkeit der 
Mitwirkung von Kindern.

Der Bundesgerichtshof tendiert dazu, 
sämtliche Mitwirkungsrechte von Kindern 
zu beschneiden: Er glaubt, dass nur Kinder 
im Alter von 12 Jahren und älter zu Fragen, 
die sie betreffen bei Gericht gehört werden 
sollten, dass ein/e Minderjährige/r in einem 
Verfahren über Aufenthaltsrecht oder zur 
Beschulung nicht gehört werden muss, da 
die Darstellung der Eltern als ausreichend 
angesehen wird. Deshalb sind viele Kinder 
nicht in der Lage, sich zu äussern, insbe-
sondere nicht diejenigen, die am meisten 
gefährdet sind, wie zum Beispiel junge 
Menschen mit Behinderungen.  

Text entnommen von humanium.org/de/schweiz/, 

Autorenangaben siehe Seite 8.

Missachtung der 
Kinderrechte
Die grössten Probleme der Kinder in der Schweiz. 
Von Hans Joss

«In der Schweiz 
versucht jeder 
zwanzigste Jugend-
liche sich das Leben 
zu nehmen.»
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E ine Mutter berichtete mir vor kurzem 
von einem eindrücklichen Gespräch mit 

ihrer 11-jährigen Tochter. An dessen Inhalt 
lässt sich gut zeigen, dass sich die Volksschu-
le nicht an das Diskriminierungsverbot der 
Bundesverfassung hält. 

Die Mutter, die in einer Kleinstadt im 
Kanton Bern lebt, erzählte, dass ihre Tochter 
kürzlich gesagt habe, sie wisse jetzt, warum es 
Krieg gibt – weil man in der Schule so asozial 
werde. (Eine alarmierende Aussage, mit der 
man die betreffende Schule konfrontieren 
müsste, H.J.). Als die Mutter sie fragte, wie 
sie denn nur darauf komme, antwortete die 
Tochter, dass die Lehrerinnen immer beton-
ten, dass soziales Verhalten wichtig sei, dabei 
lerne man in der Schule ja das Gegenteil: 
Man werde dauernd verglichen. Wer schlecht 
in der Schule sei, gelte bei den anderen als 
Verlierer. Die langsam arbeitenden Schüler 
würden in den Tests bestraft, wenn sie keinen 
Nachteilsausgleich hätten, weil sie das Blatt 
nicht fertig machen dürften und die leeren 
Aufgaben Punkteabzug gäben. Dabei seien 
diese Schüler doch nicht dumm, sondern 
einfach nur langsam und dadurch vielleicht 
genauer, ob das denn nichts wert sei. Und 
warum man eigentlich zwingend nach einer 
gewissen Zeit das Blatt abgeben müsse und 
nicht einfach so lange arbeiten könne, wie 
man Zeit brauche. Es sei ja logisch, dass 
man so nicht lerne, Rücksicht zu nehmen 
auf Schwächere und Langsamere!

Mit dieser knappen Schilderung bringt 
die 11-jährige Schülerin die bestehende 
Ungerechtigkeit im Unterricht der Schule 
X auf den Punkt. Eigenständig beobachtet, 
differenziert reflektiert, authentisch. Die 
Mutter staunte sehr ob dieser Erkenntnis 
ihrer Tochter: «Diese ist eine sehr gute und 
fleissige Schülerin (wie das die Lehrer ja 
mögen und wie das viele Mädchen sind), sie 
müsste sich leistungs- und tempomässig also 
keine Gedanken machen diesbezüglich und 
doch stellt gerade sie so viele Ungerechtigkei-
ten fest! Dieses Thema beschäftigt sie enorm, 
insbesondere nach den Tests. Und mich als 
Mutter beschäftigt, dass 11-jährige Kinder 
so etwas nicht ändern können und auch wir 
für diese Kinder kaum etwas ändern können 
im Moment.» 

Machtlos gegenüber 
Diskriminierung
Das Gespräch zeigt schonungslos und ehr-
lich, in welchem Dilemma die Volksschule 
seit den Anfängen im 19. Jahrhundert steckt. 
Einerseits verlangt die Bundesverfassung, 
dass Kinder und Jugendliche in ihrer Ent-
wicklung zu selbstständigen und sozial 
verantwortlichen Personen gefördert und in 
ihrer sozialen, kulturellen und politischen 
Integration unterstützt werden. Im Sinne 
von: Einer für alle, alle für einen. Gleichzeitig 
übernimmt die Volksschule – illegal, im 
Widerspruch zum gesetzlichen Auftrag – die 
diskriminierende Aufgabe, Jugendliche nach 
dem sechsten Schuljahr in bis zu vier unter-
schiedliche Leistungsgruppen einzuteilen. 
Gemäss dem asozialen Grundsatz: Einer für 
alle, jeder für sich. 

Unsere Schulen 
diskriminieren
Das Schweizer Volksschulsystem verstösst gegen Bundesver-
fassung und UN-Kinderrechtskonvention – ungestraft und im 
Einverständnis mit offizieller Bildungspolitik und öffentlicher 
Meinung. Von Hans Joss

Bundesverfassung:
Art. 8. Abs. 2

«Niemand darf diskriminiert 
werden, namentlich nicht wegen 
der Herkunft [AusländerInnen, 
H.J.], der Rasse, des 
Geschlechts, des Alters, der 
Sprache, der sozialen Stellung 
[der sozialen Herkunft, H.J.], 
der Lebensform, der religiösen, 
weltanschaulichen oder 
politischen Überzeugung oder 
wegen einer körperlichen, 
geistigen oder psychischen 
Behinderung.»

Kinderrechte
Fo
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Eine solche Schule diskriminiert1. Betrof-
fen sind in der Schweiz vor allem fremd-
sprachige Kinder und Kinder aus sozial 
schwachen Schichten.

Der zweite, dritte und vierte Bericht der 
schweizerischen Regierung zur Umsetzung 
des Übereinkommens über die Rechte des 
Kindes («Kinderrechtskonvention») stellt 
fest: «Der Anteil der Kinder, welche die 
Sekundarstufe I, Grundansprüche (z.B. 
Realschule) besuchen, ist bei der auslän-
dischen Bevölkerung mit 41 Prozent fast 
doppelt so hoch wie bei der schweizerischen 
Bevölkerung mit 23 Prozent. Nach der obliga-
torischen Schulzeit haben insbesondere Ju-
gendliche ausländischer Herkunft mit einem 
Realschulabschluss überdurchschnittlich 
Mühe, eine Lehrstelle zu finden.» In diesen 
Worten wird die Ohnmacht der verantwort-
lichen schweizerischen Regierung deutlich, 
die anscheinend ein solch hochgradig unge-
rechtes Volksschulsystem nicht zu ändern 
vermag. Hier sind Akteure und Gruppen 
am Werk, welche die staatlichen Vorgaben 
unterlaufen. 

Verfassungsbruch
Die aktuelle, diskriminierende Volksschule 
wird auch als «gegliedertes Bildungssys-
tem» bezeichnet. Das heisst, nach dem 
6. Schuljahr findet ein Übertritt von der 
Primarstufe in die Sekundarstufe 1 statt, in 
der die Lernenden in bis zu 4 verschiedene 
Leistungsgruppen aufgeteilt werden. Diese 
willkürliche, ungerechte Aufteilung (gemes-
sen an wissenschaftlichen Standards) enthält 
negative und positive Diskriminierungen/
Zuschreibungen, wie sie die Bundesverfas-
sung klar verbietet. Positiv diskriminiert 
werden leistungsstarke Lernende, negativ 
diskriminiert werden leistungsschwache 
Schüler, häufig aus sozial schwächeren 
Schichten. Wie bereits gesagt verbietet 
unsere Bundesverfassung, an der sich auch 
die Bildungsgesetzgebung orientieren sollte, 
kategorisch jegliche Form von Diskrimi-
nierung und ungerechter Behandlung von 
Schülerinnen und Schülern. Sie verlangt 
optimale individuelle Förderung während 
neun Jahren, ohne nachweisbare Unge-
rechtigkeiten und Benachteiligungen von 
Lernenden. 

Die eingangs erwähnte 11-jährige Schü-
lerin stört sich an der für unser Bildungs-
system konstitutiven Doppelmoral, welche 
auch das Verhalten der Lehrpersonen prägt: 
Rücksichtnahme auf schwächere und lang-
samere Schülerinnen und Schüler, bei 
gleichzeitiger Förderung von asozialem, 
rücksichtslosem Verhalten in Prüfungs-
situationen. Mit nirgends vorgegebenen 
Leistungsvergleichen definiert jede Schule 
willkürlich Gewinnende und Verlierende, 
macht unzulässige, unverantwortliche Zu-
schreibungen/Diskriminierungen, wie sie 

die Bundesverfassung ausnahmslos verbie-
tet. Die Lehrpersonen sind gezwungen, sich 
entsprechend den Rahmenbedingungen des 
Schulsystems zu bewegen. Sie müssen die 
höchst umstrittene Zuweisung der Lernen-
den in Leistungsklassen nach dem sechsten 
Schuljahr vornehmen. Wenn sie dazu nicht 
bereit sind, müssen sie die Stufe wechseln 
oder den Schuldienst verlassen. 

Gegen diesen Verfassungsbruch und die 
Missachtung der Kinderrechte, Lernende 
ab der siebten Klasse in Gewinnende und 
Verlierende aufzuteilen, kann selbst der 
Lehrplan 21 nichts ausrichten. Er kann 
nur darauf hinweisen, dass jeder Kanton 
den Umfang der Ungerechtigkeiten (No-
tengebung und Selektion) nach eigenem 
Ermessen beeinflussen kann.

Das geteilte Schulsystem erfüllt damit die 
Erwartungen grosser Teile der Gesellschaft 
an die Schule. Eine ungeteilte Volksschule 
ohne Selektion, dafür mit innerer Diffe-
renzierung – von der Bundesverfassung 
kompromisslos gefordert – hat zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht den Hauch einer Chance, 
umgesetzt und mehrheitsfähig zu werden. 
Einen Lichtblick bilden «Modell-4-Schulen» 
im Kanton Bern, welche ungerechte Be-
handlungen von Jugendlichen möglichst 
minimieren. 

Die Öffentlichkeit erkennt leider immer 
noch nicht, dass die 11 Jahre dauernde 
Volksschule bei rund einem Fünftel der Ler-
nenden bewirkt, dass dieses die Volksschule 
psychisch angeschlagen und mit negativen 
Selbstzuschreibungen verlässt. Im Sinne 
von: «Ich bin dumm, ich schaffe es nie.» 
Dieses Unrecht ist beschämend für eines 
der reichsten Länder der Welt.

Etwas tun
Wer sich für eine verfassungskonforme, 
chancengerechte Schule aktiv und poli-
tisch zielführend einsetzen will, kann dem 
«Verein für eine Schule ohne Selektion» 
beitreten.   

www.vsos.ch
www.hansjoss.ch
www.boggsen.ch

1 Diskriminierung bezeichnet eine Benachteiligung oder 
Herabwürdigung von Gruppen oder einzelnen Personen 
nach Massgabe bestimmter Wertvorstellungen oder 
aufgrund unreflektierter, zum Teil auch unbewusster 
Einstellungen, Vorurteile oder emotionaler Assoziationen.

FÜR KINDER ERKLÄRT

Kinderrechtskonvention, Artikel 29:
 
Was Kinder in der Schule  
lernen sollen
In der Schule soll nicht nur gelesen, 
geschrieben und gerechnet werden. Kinder 
sollen auch ihre besonderen Begabungen 
kennen lernen und diese vertiefen. Sie 
sollen lernen, ihre eigene Meinung zu 
haben, diese zu sagen und die Meinung der 
anderen anzuhören und anzunehmen. Sie 
sollen lernen, eine gemeinsame Lösung bei 
unterschiedlichen Meinungen zu suchen. Sie 
sollen lernen, sich zu informieren und ihre 
eigenen Ideen auszuprobieren.

Es ist wichtig, dass Kinder die Sitten und 
Bräuche ihres Landes kennen und sich wohl 
fühlen und auch stolz sind, wenn sie tanzen, 
singen und leben, wie sie es in ihrer Heimat 
tun würden.

Kinder sollen ihre Muttersprache kennen 
und sprechen. Mädchen und Jungen 
haben die gleichen Rechte und Pflichten. 
Ausländerkinder haben die gleichen Rechte 
wie die einheimischen Kinder. All dies zu 
respektieren soll jedes Kind lernen.

Zu lernen, dass Frieden besser ist als Krieg, 
der Schutz der Umwelt wichtiger ist als die 
Zerstörung, macht dich mitverantwortlich 
für unsere Erde. Dies zu lernen bedeutet 
danach zu leben. Und doch ist es manchmal 
schwierig eine gemeinsame und gerechte 
Lösung zu finden, wenn du z.B. mit 
jemandem Streit hast. Versuchen soll man 
es aber auf jeden Fall.

Kinderrechtskonvention, Artikel 39:
 
Was bedeutet 
Wiedergutmachung?
Es gibt Kinder, die trotz der Gesetze 
gequält, gefoltert, misshandelt oder 
ausgebeutet werden. (Oder die in der 
Schule ungerecht behandelt und willkürlich 
stigmatisiert wurden: «Ich bin dumm, 
langsam, schaffe es nie.», H.J.)

Es gibt Kinder, die an Kriegen teilnehmen 
mussten. Sie alle haben grosses Leid 
erfahren. Diese Kinder haben das Recht auf 
Wiedergutmachung. Es bedeutet, dass die 
Kinder ärztliche Hilfe, Zeit für Gespräche, 
Zeit sich in Ruhe zu erholen erhalten.

Aus: Konvention über die Rechte des 
Kindes. Für Kinder erklärt. Abrufbar unter: 
https://www.unicef.ch/sites/default/files/
attachements/unicef_kinderrechte_fuer_
kinder_erklaert_2007.pdf

Hans Joss ist promovierter 
Psychologe FSP. Er war Dozent 
am Institut für Weiterbildung 
(PH Bern) und ist derzeit als 
freier Psychologe, Supervisor 
und Coach tätig.
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Kinderrechte

In einer meiner ersten Klassen, die ich un-
terrichtete, war ein Kind, das durch seinen 

besonders lebendigen Charakter auffiel. Alle 
Kinder liebten Phillip. Als ich gegen Ende des 
Schuljahres fragte, welche Geschichte ihnen 
bis dahin am besten gefallen hätte, antwortete 
ein Schüler: «Mir gefällt die Geschichte am 
besten, die Phillip am besten gefällt.» Dieser 
Schüler hatte keine Ahnung, welches die 
Lieblingsgeschichte von Phillip war. Darauf 
fragte ich die anderen Kinder, und alle ausser 
einem, Urs, gaben die gleiche Antwort, dass 
ihnen das gefalle, was Phillip gut finde. – Es 
waren nicht labile Kinder.

Kleine Kinder orientieren sich vorerst an 
den Empfindungen und der Sicht anderer. 
Sie nehmen mit ihren Sinnen ungefiltert 
und vorurteilslos auf, was in ihrer Umgebung 
vorgeht. Glücklich sind diejenigen, die «sinn-
volle» Verhältnisse vorfinden. Kinder wollen 
tätig sein. Ihrem Wesen gemäss «kopieren» 
sie, was an sie herankommt. Das nachahmen-
de Klangliche z.B. führt zum Spracherwerb. 
In den Emotionen und Willensimpulsen 
ihrer Bezugspersonen erleben sie ihre 
Gedankenart und Lebenshaltung, bevor 
sie eigene Gedanken formulieren können. 
Kinder fühlen sich angezogen von allem, was 
sie innerlich und äusserlich zu Bewegung 
animiert, von allem, was lebendig ist. Dies 
können auch Geschichten und Märchen sein.

Den Eltern ausgeliefert
Die Welt durch die Augen seiner Mitmen-
schen zu entdecken, entspricht einem kind-
lichen Ur-Bedürfnis. Dass Kinder vorerst 
das Gleiche als richtig empfinden möchten 
wie die Eltern, zeigt die folgende Unter-
richtsszene: 

In der letzten Deutschstunde vor den 
Herbstferien blickte ich mit der 2. Klasse 
auf die Geschichte «Eisenhans» (Grimm) 
zurück. Darin flüchtet ein Junge aus sei-
nem Elternhaus aus Angst, er werde von 
seinen Eltern geschlagen. Hatte er doch eine 
Handlung vollzogen, die gegen den Willen 
seiner Eltern war. Im Gespräch mit den 
Kindern liess ich die Bemerkung fallen: «Die 
Eltern dürfen ihre Kinder nicht schlagen.» 
Darauf entgegnete Selim, ein türkischer 
Knabe: «Mein Vater darf mich schlagen!».
Überrascht über dieses Votum wiederholte 
ich, dass die Eltern kein Recht haben dazu. 
Ebenso zementierte Selim seine Ansicht. Die 
Klasse geriet in Bewegung. Ein paar Jungs 
unterstützten Selim, indem sie sich ihm 
zur Seite stellten. Andere Kinder schüttelten 
den Kopf und näherten sich dem Lehrerpult 
an. Ein Mädchen kuschelte sich an mich. 
Spürte es meine Ratlosigkeit? Mir fehlte jede 
pädagogische Intuition. Die Pausen- und 
Ferienglocke läutete. Die meisten Kinder 
drängten davon. Einige blieben stehen mit 

«Mein Vater darf mich 
schlagen!»
Was sollen Lehrpersonen und Schule tun, wenn Kinder ihre Rechte 
nicht kennen und in Anspruch nehmen wollen?  
Von Susanne Beck-Burg

Selim. «Warum schlägt dich dein Vater?», 
wurde er gefragt. «Er schlägt mich, wenn 
ich einen Auftrag der Mutter nicht gut 
ausführe». 

Ich staunte über Selims differenzierte 
Ausdrucksfähigkeit. Dieser Junge konnte 
sich scheinbar klar abgrenzen von der 
Meinung der Lehrkraft. Dass er aber ein 
Unrecht verteidigte, das ihm geschah, zeigte, 
dass er nicht reif ist, um zu erfahren und 
zu verstehen, welche Rechte er hat. Sein 
Kindeswohl ist gefährdet. Selim ist fremdbe-
stimmt durch den Vater, der seinerseits auch 
fremdbestimmt ist – kulturell.1 Vielleicht will 
sich Selim auch davor schützen zu erfahren, 
dass sein Vater sich irrt und Fehlhandlungen 
begeht. Tatsächlich kann es eine bittere Er-
fahrung sein für Kinder, wenn sie entdecken, 
dass Erwachsene versagen oder gar lügen. 

Wie finden Kinder selbst zum 
«Kindeswohl»?
Kinder sollten nicht gezwungen werden, 
eine eigene Meinung zu haben, bevor sie sie 
aufgrund von Erfahrungsgrundlagen auch 
tatsächlich selbst bilden können. Oft wird 
diese Regel nicht beachtet und die Kinder 
werden ständig vor Entscheidungen gestellt, 
die sie überfordern. Eine klare Abgrenzung 
von der Umgebung erfordert intellektuelle 
Selbständigkeit. Kinder kommen nicht mit 
einer eigenen Meinung auf die Welt. Die 
Kompetenz, autonom zu denken, bildet sich 
nach und nach, für diese müssen erst die 
Grundlagen durch eine Stärkung der Persön-
lichkeit geschaffen werden. Dies kann zum 
Beispiel der Kontakt mit Kunst ermöglichen. 
Nach Artikel 29 der Kinderrechtskonvention 
KRK haben die Kinder das Recht, ihre geis-
tigen Fähigkeiten zu entfalten: Dazu gehört, 
künstlerische Ausdrucksmittel zu finden, die 
ihnen und ihren Bedürfnissen entsprechen.

Die KRK formuliert die Rechte der Kinder, 
die zu ihrem Wohl führen sollen. Was der 
Begriff «Kindeswohl» bedeutet, wird durch 
die Erkundung der kindlichen Bedürfnisse 
konkret. Der Fall Selim zeigt allerdings, dass 
es nicht leicht ist, ein kindliches Bedürfnis 
wahrzunehmen. Selims Bedürfnis seinen 
Vater zu lieben, scheint grösser zu sein als 
dasjenige, über sein Recht aufgeklärt zu 
werden. Wer weiss, ob Selim, wenn er sein 
Recht verteidigen würde, erst recht das Opfer 
von Gewalt würde? Vielleicht würde ihn sein 
Vater einschüchtern, damit er der Lehrerin 
nicht mehr erzählt, wenn er geschlagen wird.

Ein anderes Kind, dessen Vater auch Ge-
walt ausübte, wurde zum Schulpsychologen 
geschickt auf die Erziehungsberatung. Als es 
zurückkam, sagte mir der Knabe, (auch ein 
Zweitklässler): «Es ist mir gelungen, nicht 
alles zu erzählen.» Dieses Beispiel zeigt 
mir, wie ich als Lehrperson Verantwortung 
trage, wenn Kinder sich öffnen. Durch das 
Weiterleiten an Fachstellen ist die Lösung Fo
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Kinderrechte

nicht garantiert. Kinder brauchen Vertrau-
enspersonen. Ein Schulsozialarbeiter mit 
seiner Schweigepflicht kann vielleicht mehr 
bewirken als die Lehrkraft. Allerdings geht 
die Schweigepflicht schnell in die Melde-
pflicht bei Gewalt-Verdacht über.

Eine Lehrerin der Oberstufe sagte mir, sie 
hätte bezüglich Körperstrafen in der 7. Klasse 
das Gleiche erlebt. Ein Schüler hätte behaup-
tet, dass die Eltern ihre Kinder zu Recht 
schlagen. Er verstärkte seine Meinung noch 
durch die Bemerkung, er werde seine Kinder 
später auch schlagen. Die Lehrerin wies auf 
die Menschenrechte hin und es entstand ein 
Gespräch in der Klasse. Am folgenden Tag 
sei der Junge gekommen und hätte gesagt, er 
habe es sich überlegt und herausgefunden, 
dass die Lehrerin recht habe. Mit seiner 
Behauptung, Schlagen sei ok, suchte er die 
Auseinandersetzung. Ist es Zufall, dass der 
Siebtklässler den Dialog über Gewalt in der 
Erziehung mit seiner Kunstlehrerin führte? 
Ich denke nicht, künstlerische Betätigung 
fördert auf jeder Entwicklungsstufe Kom-
petenzen der Selbstfindung. Vielleicht wäre 
dies auch für Selim ein Weg.

Wie geht es Selim?
Selim, der 8-jährige türkische Schüler, 
erlebt, wie am Schulfest seine Lehrerin auf 
seinen Vater zugeht und ihm die Hand zur 
Begrüssung geben will. Dieser zieht die seine 
explizit zurück. Was geht dabei in Selim 
vor? Entsteht ein Konflikt in ihm: Wer hat 
recht? Beschäftigt ihn, was seine Lehrerin 
und einige Gspänli zum Verhalten seines 
Vaters sagen? Wie geht er um mit diesem 

Konflikt? Selim ist aufgeweckt und kann 
seine Gedanken auffallend prägnant formu-
lieren. Empfindet er einen Zwiespalt? Bricht 
für ihn etwa eine Welt zusammen? Erkennt 
er, dass sein Vater im Unrecht ist? Er möchte 
so gerne das gut finden, was sein Vater tut. 
Dass er sich direkt mit dem Vater austauscht, 
ist jedoch eher unwahrscheinlich. Vielleicht 
dauert es bis zur Pubertät, bis der Konflikt 
ausbricht. Im Moment überwiegt bei Selim 
wohl die Harmoniebedürftigkeit, er will sich 
zu Hause fühlen und nicht, wie im Märchen 
«Eisenhans», flüchten müssen. 

Ich empfinde Groll aufsteigen gegenüber 
dem Vater von Selim. Ist er also der Sün-
denbock für mich und schuld, wenn Selim 
Unfug treibt im Unterricht und mich so 
zwingen will, auch Druck auszuüben? Ich 
wende konsequent gewaltfreie Erziehungs-
methoden an, aber diese sind bei Kindern, die 
Gewalt gewöhnt sind, sehr herausfordernd 
für die Lehrkräfte. Spüren solche Kinder 
mehr Freiheiten, als sie es üblicherweise 
kennen, überborden sie zuerst. Es braucht 
Geduld, bis sie ihre Mitte finden.

Aufklärung der Eltern
In der Schweiz ist ein Netzwerk von 50 
Organisationen bemüht für die Umsetzung 
der Kinderrechtskonvention. Pro Juventute 
und Unicef haben vieles in Gang gesetzt. Es 
sind Lehrmittel entstanden mit praktischen 
Lektions-Beispielen zur Umsetzung der Kin-
derrechte. Darin finden sich viele gute Ideen 
und pädagogische Konzepte. Wie man jedoch 
auf der Unterstufe kindergerecht klar macht, 
dass Körperstrafen erniedrigend und verbo-
ten sind, ist mir bis jetzt nirgends begegnet. 
Wie Selim zeigt, ist dies vermutlich für die 
Unterstufe kein geeignetes Thema. Mir ist 
klargeworden, dass die Bekanntmachung 
von Kinderrechten für dieses Alter noch 
keine Lösung ist. Je kleiner die Kinder sind, 
desto mehr Schutz brauchen sie. Sie sind 
drauf angewiesen, dass die Grossen für ihre 
Rechte sorgen. Hier müsste dringend und 
nachhaltig bei der Aufklärung der Eltern 
angesetzt werden. Es ist die Aufgabe der 
Erwachsenen, das Wesen der Kinder zu 
erkunden, um ihnen gerecht zu werden. 
Gerade in dem Zeitraum, in dem Kinder 
ihre Rechte noch nicht verstehen können. 
Das Recht auf gewaltfreie Erziehung ist 
eine Grundlage für die Entwicklung ihrer 
Persönlichkeit, ihres Urteilsvermögens und 
Rechtsbewusstseins.

Ich erinnere mich an Selims Zustand vor 
den Sommerferien. Er lebte wochenlang 

in der Angst, er bringe eine mittelmässige 
anstatt eine gute Leistung nach Hause, und 
werde deshalb als Strafe nicht in die Som-
merfamilienferien in die Türkei mitreisen 
dürfen. Diese Panik gründete auf vorange-
gangenen Ferien, in denen er tatsächlich zu 
Hause bleiben musste. 

Viele Fragen bestürmen mich, bis zu 
Schuldgefühlen, die sich melden: «Was 
habe ich bis jetzt unternommen, um solche 
Väter aufzuklären?» Ich werde mit der 
Schulleitung sprechen und in den Akten 
nachschauen. Der Austausch im Lehrer-
zimmer erleichtert mich ein wenig, eröffnet 
aber neue Baustellen. Wieweit kann die 
Erziehung solcher Väter an öffentlichen 
Elternabenden stattfinden? Ist es nicht eine 
Zumutung für eine Lehrerin, solche Kinder 
zu erziehen? Sollte dies nicht Männern 
übergeben werden, die dann auch die Väter 
besser unterweisen könnten? Würde aber 
nicht gerade dies Patriarchen in ihrer Rolle 
unterstützen? Ich werde mich weiterbilden, 
weiterhin Anregungen und den kollegialen 
Austausch zum Thema «Vermittlung von 
Kinderrechten für und an 8-9-Jährige» 
suchen, vielleicht finde ich Hilfe und Un-
terstützung. 

Die Meinungen, wie Lehrpersonen han-
deln sollen, wenn Eltern ihre Kinder schla-
gen, gehen auseinander: «Telefoniere sofort 
den Eltern!», «Mache gar nichts selber!», 
«Wende dich an die Schulsozialarbeit zur 
Abklärung, ob eine Gefährdungsmeldung 
angebracht ist!». Körperliche Gewalt sei nicht 
schlimmer als psychische, sagen einige. Dies 
stimmt gewiss. Doch nichtsdestotrotz müs-
sen dringend Massnahmen gegenüber kör-
perlicher Gewalt ergriffen werden, ebenso 
wie gegenüber den weniger offensichtlichen, 
psychischen Formen von Gewalt.

Klar ist, dass ein inklusives, diskriminie-
rungsfreies Bildungssystem hilft, Gewalt 
gegen Kinder zu verhindern und dieser zu 
begegnen. Und vor allem braucht es die 
nötigen Ressourcen, um mit diesem grossen 
Problem umzugehen – insbesondere ange-
messen ausgebildete Fachkräfte.  

Susanne Beck-Burg arbeitet seit zwei Jahren als 

IF-Lehrperson in Biel. Zuvor war sie in verschiedenen 

alternativen Schulprojekten tätig. Mit 57 Jahren 

absolvierte sie die Pädagogische Hochschule als 

«Quereinsteigerin», nachdem sie mit 17 aus dem 

Lehrerseminar ausgestiegen war. Susanne Beck-Burg 

ist Mitglied des «Vereins für eine Schule ohne Selektion» 

und der Redaktionsgruppe der «vpod bildungspolitik».

«Klar ist, dass 
ein inklusives, 
diskriminierungsfreies 
Bildungssystem hilft, 
Gewalt gegen Kinder 
zu verhindern und 
dieser zu begegnen.»

1 In unserem Kulturkreis wollen nur Ma-
sochisten geschlagen werden. Aber ist es 
wirklich so einfach? Ja, UN-Kinderrechts-
konvention, Zivilgesetzbuch und Organisa-
tionen wie der «Kinderschutz» bringen klar 
zum Ausdruck, dass Körperstrafen verboten 
sind. Trotzdem wird auch in der Schweiz auf 
verschiedenen Ebenen und in verschiede-

nen Gremien immer wieder diskutiert, wie-
weit Körperstrafen noch zu tolerieren seien. 
Obschon Artikel 11 der Bundesverfassung 
die Unversehrtheit von Kindern und Jugend-
lichen unter Schutz stellt und im ZGB Art. 
302, Abs. 1 Tätlichkeiten, Ohrfeigen, Faust-
schläge, Fusstritte explizit verboten sind, 
muss man sagen, dass unsere Rechtsord-

nung hinsichtlich Körperstrafen Grauzonen 
aufweist. Tatsächlich gehört die Schweiz bis 
heute leider nicht zu den 29 Ländern, die 
jede Körperstrafe im Erziehungsverhältnis 
rechtlich verbieten. Dagegen ist seit dem 
Jahr 2000 die BR Deutschland («Kinder 
haben ein Recht auf gewaltfreie Erziehung») 
einer dieser fortschrittlichen Staaten – 

Österreich bereits seit 1989. Vorreiter war 
nochmals zehn Jahre früher Schweden. 
Dass in besagten Ländern deshalb oft Eltern 
wegen des Schlagens ihrer Kinder verfolgt 
würden, heisst dies natürlich noch nicht. 
Doch die rechtlichen Grundlagen dazu 
wären gegeben.
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D ie moralisch begründeten «Kinderrech-
te» haben sich 1989 in der UN-Kinder-

rechtskonvention– in strikter Analogie zur 
UN-Menschenrechtskonvention – kristal-
lisiert.1 Ihr Geltungsanspruch ist damit als 
ein universeller (kulturunabhängiger) aner-
kannt. Die Schweiz hat sie 1997 ratifiziert.  
	 Im Zusammenhang mit der Kinderrechts-
konvention sehe ich drei Dilemmas: Die in 
den ersten Artikeln genannten «Pflichten» 
des Staates, zum Beispiel ganz elementar 
«das angeborene Recht auf Leben und die 
Pflicht des Staates, das Überleben und die 
Entwicklung des Kindes sicherzustellen», 
sind erstens dem Dilemma des «leeren 
Sollens» (Georg Wilhelm Friedrich He-
gel)2 ausgesetzt, solange diese Rechte der 
Kinder und die Pflichtvergessenheit der 

Staaten nicht vor einem unabhängigen 
Gericht einklagbar und dann – von welcher 
überstaatlichen (?) Machtinstanz – auch 
wirklich durchsetzbar sind. Kann daran die 
Ratifizierung der UN-Kinderrechtskonven-
tion durch fast alle Staaten der UN – mit 
Ausnahme der USA! – irgendetwas ändern? 
	 Und selbst wenn diese Bedingung formell 
erfüllt wäre, würde zweitens die konkrete 
Umsetzung und die effektive Wahrnehmung 
der Rechtsansprüche am «abstrakten libera-
len Verständnis des Legalismus» leiden, der 
davon absieht, die konkreten materiellen 
und sozialen Bedingungen zu identifizieren 
und im Anschluss daran auch wirklich zu 
erfüllen – damit all die schön klingenden 
moralischen und dann in Gesetzesform 
gegossenen Prinzipien auch zu tatsächlich 

zu einer universell gelebten Wirklichkeit 
werden können.

Wer spricht und handelt für die 
Kinder?
Drittens schliesslich ist spezifisch für Kin-
derrechte, dass ihre argumentative mora-
lische Begründung von Erwachsenen zu 
leisten, sie von Erwachsenen in konkrete 
Gesetzesregeln zu fassen (zu «legiferieren») 
und sie von Erwachsenen interpretierend 
adäquat anzuwenden (zu «exekutieren») 
sind. Doch die gesellschaftlich notwendige 
Legitimation für die Rechtsbegründung, 
die Rechtssetzung und die Rechtsanwen-
dung eines beliebigen Gesetzes, das nicht 
ausschliesslich technische, sondern (auch) 
normative Regeln in Kraft setzt, kann allein 
der gesamtgesellschaftliche Konsens aus 
einem moralischen Diskurses liefern. Dieser 
Konsens ist aber nicht realisierbar, weil 
moralische Diskurse alle potentiell Beteilig-
ten und Betroffenen mit gleicher Stimme 
einbeziehen müssen, die betroffenen Kinder 
wegen ihrer «Unmündigkeit» jedoch nicht 
einbeziehen können. Die Kinder bleiben 
unvermeidlich Objekte des moralischen 
Diskurses, was aber den Prinzipien des 
moralischen Diskurses fundamental wi-
derspricht. Dieses Dilemma wird durch die 
advokatorische Ethik3 thematisiert.

«Das ist alles nur zu 
deinem Besten!»
Braucht es eine besondere Ethik allein für Kinder zur 
Rechtfertigung von Kinderrechten und zur näheren Bestimmung der 
Bedeutung des «Kindeswohls»? Und trägt sie auch bei zur realen 
Verbesserung der Lage der Kinder, insbesondere in den Armuts- 
und Elendsregionen der Welt? Von Thomas Ragni

Kinderrechte
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In spezifisch pädagogischen Kontexten 
findet sich die (nicht weiter begründbare) 
Prämisse, dass «Kinder» als «unmündig» 
bestimmt werden, das heisst, dass davon 
ausgegangen wird, dass Kinder selber nicht 
fähig und / oder nicht willens sind, von selbst 
aus ihre Existenz zu reflektieren und danach 
eigenständig ihre wichtigsten Lebensziele zu 
bestimmen. Eine advokatorische Ethik will 
aufklären, unter welchen strikt universali-
sierbaren Bedingungen (im kantianischen 
Sinn) als mündig erachtete Personen nicht 
nur die moralische Berechtigung, sondern 
die Pflicht haben, bei fehlender Willensäu-
sserung und im Grenzfall gegen den geäu-
sserten Willen von hilflosen und unmündig 
erachteten Personen in deren aufgeklärtem 
Interesse und zu deren «eigenem Besten» 
(im aristotelischen Sinn) auf eine Weise 
zu handeln, dass deren «unverlierbare 
Menschenwürde» nicht bloss nicht verletzt, 
sondern überhaupt erst gewahrt bleibt.

Die Pflege und Sorge hilfloser Menschen 
(Neugeborener, Schwerinvalider, Hochbe-
tagter, geistig Schwerbehinderter) ist ein 
moralisch eindeutiger Fall. Schwieriger 
wird es aber bereits bei der «Erziehung» von 
Kindern und Jugendlichen: Wer bestimmt 
und beurteilt, welche (im Rechtssinn: natür-
lichen) Personen «mündig» sind und welche 
Personen in welchem Mass «unmündig» 
sind (im Rechtssinn: in welchem Mass 
sie beschränkt handlungsunfähig sind)? 
Prinzipiell müssten an einem solchen Ent-
scheid alle potentiell Betroffenen beteiligt 
werden, nicht nur die, wie auch immer, als 
mündig und erziehungsfähig beurteilten, 
sondern auch alle als unmündig beurteilten 
Personen. 

Formen der Diskriminierung
Was bedeutet die Anwendung einer spe-
ziellen advokatorischen Ethik für Kinder? 
Insofern sie einen strikt universalisierbaren 
Geltungsanspruch erhebt, muss sie von der 
abstrakten Egalität des «Rechts auf Bildung» 
ausgehen: Gemäss dem moralischen Prinzip 
des Diskriminierungsverbots hat jede/r 
Jugendliche weltweit dasselbe Recht, nach 
Absolvierung der obligatorischen Schule 
eine akademische Bildung anzustreben, 
sofern sie/er die benötige Zugangsberechti-
gung («Maturität») zu einer «höheren» Bil-
dungskarriere erlangt hat. Der institutionell 
intern konditionierte freie (unbeschränkte) 
Zugang zu den entsprechenden Instituti-
onen gilt universell. Der so konditionierte 
Zugang ist meritorisch nur zu rechtfertigen, 
wenn jede/r die institutionell extern (sozial, 
kulturell, geschlechtlich…) unkonditionierte 
gleiche Chance erhält, die Zugangsberechti-
gung zu erwerben.
 An der konkreten Umsetzung des intern 
konditioniert freien Zugangs scheitern al-
lerdings bereits alle armen Staaten, die nur 

für die wenigsten jungen Menschen, die die 
formale Berechtigung zum Studium erwor-
ben haben, einen entsprechenden Ausbil-
dungsplatz bereitstellen können. Und selbst 
in den materiell genügend wohlhabenden 
Staaten ist keineswegs sichergestellt, dass sie 
auch wirklich genügend Ausbildungsplätze 
bereitstellen. 
	 Ein Problem in diesen ist, dass Bildungs-
karrierechancen sozial ungleich verteilt sind. 
Die via «signifikanten» Habitus-Differenzen 
(Pierre Bourdieu) sich reproduzierende 
versteckte institutionelle Diskriminierung 
und Diskrimination4 ist vermutlich nur 
der kleinere Teil des Problems der sozialen 
Diskriminierung / Diskrimination. Nebst 
der innerhalb der Institutionen des Bildungs-
wesens sich (versteckt) manifestierenden 
(un-)willentlichen Bevorzugungen und 
Benachteiligungen existieren bereits ausser-
halb der Institutionen des Bildungswesens 
wirkmächtige Selektionsmechanismen, die 
darüber «blind» oder «selbstläufig» bestim-
men, welche Sprösslinge überhaupt den 
Ehrgeiz und das Interesse entwickeln, eine 
«Schulkarriere» anzustreben. Die angeblich 
«rein subjektive» Motivation, sich in der 
Schule mit unter Umständen viel Mühe 
und Überwindung anzustrengen, dann auch 
Anerkennung aus Lernerfolgen zu gewinnen 
und schliesslich «intrinsische» Freude an 
Bildungsprozessen zu entwickeln, hängt 
nachweislich nicht von den (vorschulischen) 
kognitiven Fähigkeiten der Zöglinge ab, son-
dern massgeblich von zwei Erfolgsfaktoren, 
welche die SchülerInnen je für sich ganz 
realistisch zu beurteilen in der Lage sind, 
durchaus nicht verzerrt vom angeblich «bil-
dungsfernen» sozialen Milieu. Es sind zwei 
Bedingungen, die als Erfolgsfaktoren die 
Chancen für eine erfolgreiche Bildungskarri-
ere ganz massgeblich beeinflussen: (a) Ist die 
Finanzierung für eine beliebige (auch teure) 
Bildungskarriere gewährleistet, ohne den El-
tern zu grosse Opfer abverlangen zu müssen? 
(b) Wenn der angestrebte Schulerfolg reali-
siert ist, lassen sich daraus die Chancen für 
die spätere Berufskarriere wirklich spürbar 
verbessern (und nicht bloss die meritorisch 
begründete Hoffnung einer «Leistungs»-
belohnung)? Letzteres verhindert die habi-
tuelle Diskriminierung / Diskrimination der 
Bourdieu’schen «feinen Unterschiede», die 
nicht nur im Bildungswesen, sondern auch 
wieder im Bewerbungsprozess beim Einstieg 
ins Berufsleben und danach in der ganzen 
Berufskarriere wirken. 
	 – Somit: Die herkunftsbestimmte Selekti-
vität ausserhalb des Bildungswesens, die den 
individuellen Erfolg in der Gesellschaft beein-
flusst, wirkt umso stärker determinierend, (1) 
je stärker die «refeudalisierenden» habituellen 
Diskriminierungen / Diskriminationen im 
Erwerbsleben wirken, (2) je grösser die Reich-
tumsunterschiede in der Gesellschaft sind 

und (3) je höher der Anteil ist, der jenseits der 
minimalen Schulpflicht für die Schulkarriere 
«privat» zu finanzieren ist. 

Entwicklungsbedingungen für ein 
selbstbestimmtes Leben
Eine teleologische Ethik muss die «Ziele» 
der Erziehung und Sorge der zunächst 
elterlichen Bemühungen bestimmen und 
moralisch begründen. Die Beachtung des 
«Kindeswohls» erscheint hier als stets 
zu erfüllende Rahmenbedingung der je 
vorzugebenden Zielerreichung. Ein immer 
bekannter gewordener moderner Ansatz in 
der Nachfolge der aristotelischen Ethik der 
Ermöglichung eines «guten (würdevollen, 
sinnerfüllten, geachteten…) Lebens» ist der 
«Capability-Ansatz» von Amartya Sen, der 
aufklären möchte, welche alternativ hinrei-
chenden Bedingungen erfüllt sein müssen, 
damit ein heranwachsender Mensch alle 
notwendigen Fähigkeiten entwickeln kann, 
die er für ein selbstverwirklichtes Leben 
benötigt.5 
	 Doch zuvor stellt sich das grundsätzlichere 
(«fundamentalere») moralische Dilemma 
des «Paternalismus»: Ist es nicht per se eine 
Anmassung, für das Kind zu bestimmen, 
was für es am besten ist und willkürlich zu 
behaupten, dass die so (pseudo-)legitimierten 
pädagogisch motivierten Massnahmen an-
geblich stets sein «Wohl» bewahren – obwohl 
das Kind fallweise lauthals seinen Protest und 
Unwillen kundtut? Argumentationen auf 
Basis eines «hellen liberalen Menschenbilds» 
plädieren deshalb dafür, dass bevormun-
dende Zwänge wie etwa eine allgemeine 
Schulpflicht abzulehnen ist. Kinder, so die 
These, würden sich auch ohne pädagogische 
Lenkung entwickeln, das einzelne Kind 
soll – nicht trotz, sondern gemäss seinem 
je ganz eigenen Entwicklungsstand der 
Unmündigkeit (!) – selber entscheiden, ob es 
überhaupt eine Schule besuchen möchte, und 
wenn ja, welchen Regeln welcher Schule es 
sich freiwillig unterwerfen möchte – bis auf 
seinen jederzeit möglichen Widerruf. Damit 
erübrigt sich auch eine advokatorische Ethik. 

Das dunkle liberale Menschenbild unter-
stellt dieselben Prämissen und teilt auch 
dieselben Intuitionen wie das helle liberale 
Menschenbild – mit einer einzigen, aber 
wichtigen Ausnahme: In einem natura-
listischen Fehlschluss wird die vorsozia-
le menschliche Natur als «tierisch-böse» 
angenommen. Die Angst vor dem Chaos 
des Kampfes «jeder gegen jeden» und die 
dadurch motivierte elitäre wohlwollende 
Sorge um eine steuerbare Herrschaftsord-
nung führt unter anderem zur Überzeu-
gung der Notwendigkeit eines autoritativen 
Erziehungs- und Bildungswesens. Gemäss 
einer solchen Argumentation muss der 
Bildungsprozess zu einem integrierten Teil 
eines umfassenden autoritären Erziehungs-

Kinderrechte
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prozesses werden. Die lückenlose Verschu-
lung des Bildungsprozesses ist dafür die 
Grundvoraussetzung. Als übergeordneter 
Zweck sehen es solche Ansätze an, dass die 
Heranwachsenden eine unverbrüchliche 
lebenslange Liebe zur Autorität entwickeln 
– weil nur so eine generalisierte Gehorsams-
bereitschaft zu gewährleisten ist, die benötigt 
wird, um die gesellschaftliche Ordnung 
zuverlässig stabil zu halten.

Kriterium selbstbestimmte 
Persönlichkeit
Eine deontologische (kantianische) Ethik 
dagegen muss für die «Unmündigkeit» der 
Kinder nicht irgendwelche Erziehungsziele 
(der Erreichung eines «glücklichen» oder 
«guten Lebens» oder irgendwelcher ma-
terieller Gerechtigkeitsnormen) wie eine 
teleologische (aristotelische) Ethik vorgeben, 
sondern richtet sich an den unbedingt gelten-
den Pflichten des Handelns aus, die sich aus 
strikt verallgemeinerungsfähigen Prinzipien 
ergeben. Man spricht darum auch von einer 
Prinzipienethik. Je eigene Handlungsweisen 
müssen sich als moralisch gerechtfertigte 
immer als ein «allgemeingültiges Gesetz» 
(Immanuel Kant) bzw. als ein gesellschaft-
licher Konsens (Jürgen Habermas) rekons-
truieren lassen. Im Rahmen einer solchen 
Argumentation zeigt sich das Dilemma des 
Paternalismus nicht.

Eine prinzipienethisch angeleitete, auf 
die Kindererziehung angewendete advoka-
torische Ethik hat zu bedenken, dass jede 
Erziehung unausweichlich immer auch 

heteronome Prägungen der Zöglinge mit 
sich bringt, so dass auch die rückblickenden 
Urteile erwachsen gewordener ehemaliger 
Sprösslinge über die ihnen angediehenen Er-
ziehungsmassnahmen nicht umstandslos als 
valider prinzipienethischer Massstab herge-
nommen werden können. Eine erwachsene 
Person, die sich glücklich und wohl fühlt, gut 
integriert in ihrer sozialen Umgebung und 
ein angesehenes bis bewundertes Mitglied 
ihrer Gemeinschaft ist, erfolgreich gewisse 
Statuspositionen errungen hat, etc., wird 
ihre ursprünglich erlittene disziplinierende 
«harte» Erziehung vermutlich nachträglich 
viel milder bis sehr wohlwollend beurteilen 
als wenn sie – vielleicht ganz zufällig bei 
exakt derselben erlittenen Erziehung – eine 
«gescheiterte Existenz» geworden wäre. 

Aus solchen teleologisch motivierten 
Erwägungen ergibt sich die missliche Kon-
sequenz, dass das «Kindeswohl» zu einem 
ganz diffusen Kriterium moralischen Han-
delns für die rechtlich Bevollmächtigten 
der «Schutzbefohlenen» wird. Schon wer 
überhaupt rechtlich «Bevollmächtigter» 
sein soll, wird aus moralischen Erwägungen 
diffus. Die psychologische Fachliteratur 
differenziert entsprechend zwischen einem 
subjektiven und einem objektiven Kindes-
wohlbegriff, der indes das Dilemma bloss 
beschreibt, ohne es zu lösen.

Dem Dilemma liegt eine Selbstermächti-
gung der Bevollmächtigten der Schutzbefoh-
lenen zugrunde, wann sie den «subjektiv» 
geäusserten Wunsch und Willen des Kindes 
respektieren und wann sie sich darüber hin-
wegsetzen, weil sie irgendwelche «objektiv» 
erachteten Faktoren im konkreten Einzelfall 
für wichtiger halten. Diese «Willkür»-
entscheidung der Bevollmächtigten – oder 
eben der Advokatoren – muss keineswegs 
ein eventuell unethisches Eigeninteresse der 
Bevollmächtigten reflektieren. Vielmehr ist 
es eine per se unvermeidbare Entscheidungs-
situation, die sich nicht an nachprüfbaren 
allgemeingültigen und im Einzelfall ein-
deutig anwendbaren Entscheidungsregeln 
ausrichten kann. Auch richterliche Einzel-
fallentscheidungen sind diesem Problem 
permanent ausgesetzt. Das erforderliche 
«Augenmass» («Phronesis» bei Aristoteles) 
bezeichnet wiederum nur das Problem, ohne 
es zu lösen. Klar ist aber, dass immer, wenn 

solche objektiv willkürlichen «Augenmass»-
entscheidungen unvermeidlich sind, die 
nicht durch objektiv nachvollziehbare Al-
gorithmen zu determinieren sind, sich ein 
Einfallstor für gesellschaftliche Machtinte-
ressen auftut. Auch kulturell eingewobene 
Anschauungen und habituell sedimentierte 
«Werte», die in keinem Gesetz offizialisiert 
sind, können einen unbemerkten und damit 
unwillkürlichen Einfluss ausüben. 

Macht und Willkür
Wie die geschilderten «Urteilsfärbungen» 
der biografisch rückblickenden Erwachsenen 
und der Erziehungsbevollmächtigten auch 
immer ausfallen mögen: Bei allen Varianten 
ist das entscheidende Kriterium einer prinzi-
pienethisch zu verantwortenden Erziehung 
noch gar nicht berührt. Es geht hier allein 
darum, ob die Zöglinge wirklich autonome 
Persönlichkeiten geworden sind. Das heisst, 
haben sie sich von allen provinziellen Ab-
hängigkeiten emanzipiert und führen sie 
ein wirklich selbstbestimmtes Leben, in wel-
chem die je eigenen Lebensentwürfe nicht 
mehr von den zufälligen Bezugspersonen 
und -gruppen geprägt sind und Loyalität, 
Hilfsbereitschaft, Freundschaft und Soli-
darität nicht mehr von den angestammten 
zufälligen Bindungen abhängen?
	 Das prinzipienethisch begründete «Kin-
deswohl» richtet sich nicht an einer «mög-
lichst glücklichen Kindheit» aus, sondern 
an der Bereitstellung möglichst guter Be-
dingungen für die Chance, dass das Kind 
eine autonome Persönlichkeit ausbilden 
wird. Diese Implikation ist nicht im Grund-
satz problematisch, sondern in seiner je 
zu konkretisierenden Anwendung, die 
unvermeidlich mit einer nicht kontrollier-
baren Selbstermächtigung aus einer nicht 
nachprüfbaren Behauptung einhergeht: 
«Das ist alles nur zu deinem Besten!» Und 
das bedeutet letztlich, dass im Zweifelsfall 
immer eine kontingente gesellschaftliche 
Machtinstanz bestimmt, was «das Beste für 
das Kind» ist. Ob dies offiziell teleologisch 
oder deontologisch oder durch irgendwelche 
eingelebten sittlichen «Werte» inoffiziell 
begründet und legitimiert wird, spielt dann 
gar keine Rolle mehr.  

1 Vgl. die Links auf folgender Webseite: 
https://www.unicef.ch/de/so-helfen-
wir/kinderrechte/kinder-haben-rechte/
die-un-konvention-ueber-die-rechte-
des-kindes?gclid=EAIaIQobChMIiYj-
iOzz3QIV65ztCh3dAAp1EAAYASAAEgJ-
XvD_BwE 

2 Vgl. die Diskussion um den sogenann-
ten «Kommunitarismus» in den 80er- und 
90er-Jahren des 20. Jahrhunderts. Zwei 
Sammelbände geben einen guten Überblick: 
W. Kuhlmann (hg), Moralität und Sittlichkeit, 
Frankfurt 1986; A. Honneth (hg), Kommuni-
tarismus. Eine Debatte über die Grundlagen 
moderner Gesellschaften, Frankfurt 1994.

3 Micha Brumlik, Kindeswohl und advo-
katorische Ethik, in: EthikJournal, 1. Jg., 
2. Ausgabe, Oktober 2013 (im Internet frei 
downloadbar).

4 «Diskriminierung» ist immer direkte oder 
indirekte (nicht beabsichtigte) Folge eines 
intendiert diskriminierenden Verhaltens bzw. 
eines Verhaltens, das intendiert Diskrimi-
nierung vermeiden oder kompensieren 
will, aber unbeabsichtigt kontraproduktive 
Effekte bewirkt. (Ein bekanntes Beispiel 
ist die sogenannte «Affirmative action» zur 
Vermeidung von Rassendiskriminierung an 
öffentlichen US-Schulen.) «Diskrimination» 
dagegen ereignet sich nicht-intentional 

strukturiert jenseits aller (anti-)diskriminie-
render Absichten der je handelnden Instan-
zen, etwa durch «blind» sich vollziehende 
Selektionsmechanismen.

5 Amartya Sen (Commodities and Capabi-
lities, Oxford 1987) hat als zunächst ganz 
konventionell utilitaristisch denkender 
Ökonom sozusagen zufällig die aristote-
lische Grundintuition ethischen Han-
delns wiederentdeckt, als er sich in der 
«Entwicklungsökonomik» mit dem Problem 
konfrontiert sah, dass die Bereitstellung 
von Ressourcen (Kleidung, Nahrung, Werk-
zeuge und Maschinen, Land, hygienische 
Infrastruktur, Bücher, Geldmittel…) offenbar 

nicht hinreichend ist, damit Menschen zu 
autonom und verantwortungsvoll handeln-
den Personen «heranreifen» können. Noch 
immer nicht hinreichend ist es in vielen 
Fällen, wenn in der «Entwicklungshilfe» 
auch noch die technischen und praktischen 
Fähigkeiten (des Bücherlesens, der Maschi-
nenhandhabung, der Landbebauung, der 
hygienischen Vorsorge…) vermittelt werden. 
Es braucht immer auch die Fähigkeit, diese 
technischen und praktischen Fähigkeiten 
in einem ganzheitlichen Lebensvollzug zu 
organisieren und in ein wohlgeordnetes 
Gemeinschaftsleben zu integrieren. 

«Ist es nicht per se 
eine Anmassung, 
für das Kind zu 
bestimmen, was für 
es am besten ist?»
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Menschenrechte

Freiheit und Menschenrechte  
in Gefahr
(eld) Am 25. November gelangt die SVP-Selbst-
bestimmungsinitiative zur Abstimmung. Die 
Initiative erweist sich als eigentlicher Irrgar-
ten; ihren Angriff gegen unser Recht und 
die Europäische Menschenrechtskonvention 
EMRK versteckt sie hinter blumigen Worten 
über die Schweiz und den «Volkswillen», 
der durch «fremde Richter» bedroht sei. Der 
Verlag Editions le Doubs hat dies zum Anlass 
genommen, ein klärendes Buch zur Vorlage 
und zur Bedeutung der Menschenrechte zu 
veröffentlichen. Darin zeigen 33 AutorInnen 
unterschiedlichen Alters und verschiedener 
politischer Zugehörigkeit
• warum die Europäische Menschenrechts-
konvention EMRK der SVP ein Dorn im 
Auge ist,
• warum die SVP-Selbstbestimmungsinitia-
tive ein juristischer Pfusch ist,
• welche Bedeutung die EMRK und Strass-
burg für die Schweiz und uns alle haben,
• warum die Demokratie ohne Menschen-
rechte nicht bestehen kann,
• warum die Demokratie auf rechtsstaatliche 
Prinzipien angewiesen ist.  

Aufklärung zur rechten Zeit: Buchhinweise zur 
Anti-Menschenrechtsinitiative
Es ist wohl kein Zufall, dass gerade im Vorfeld der Abstimmung über die von der SVP lancierten 
menschenrechtsfeindlichen «Selbstbestimmungsinitiative» einige Publikationen erscheinen, die 
Hintergrundwissen über das Völkerrecht vermitteln sowie über dessen Bedeutung für die Schweizer 
BürgerInnen aufklären.

Hintergrundwissen  
Völkerrecht
(vhj) In seinem Einführungswerk «Völker-
recht. Geschichte und Grundlagen mit Sei-
tenblicken auf die Schweiz» beleuchtet Oli-
ver Diggelmann, Professor für Völkerrecht 
an der Universität Zürich, die Entwicklung 
und Geschichte des Völkerrechts von der 
frühen Neuzeit über die Völkerbundära bis 
in die Gegenwart. Im zweiten Teil des Buchs 
befasst sich der Autor mit dem Völkerrecht 
als Rechtsordnung und vermittelt die wich-
tigsten Grundlagen.
	 Interessante Beispiele erläutern das Wis-
senswerte zum Thema in handlicher, leicht 
lesbarer Form. Auch die Rolle der Schweiz 
wird in diesem Zusammenhang näher 
betrachtet. Damit leistet Oliver Diggelmann 
einen wichtigen Beitrag zur aktuellen Debat-
te über die sogenannte Selbstbestimmungs-
initiative, die den Vorrang des Verfassungs-
rechts vor dem Völkerrecht in der Schweizer 
Verfassung verankern möchte. 

Oliver Diggelmann: Völkerrecht. Geschichte 

und Grundlagen mit Seitenblicken auf die 

Schweiz. Verlag Hier und Jetzt, Baden 2018. 215 

Seiten, Fr. 34.–

Europäisches Gericht schützt 
Menschenrechte von Schweizer 
BürgerInnen
(woz) «Es war ein schöner Sommertag. Kurz 
nach sieben Uhr morgens klingelte es an 
der Tür.»

An den Morgen des 11. August 1983 er-
innert sich Jutta Huber, als wäre es gestern 
gewesen. Die damalige Sexarbeiterin war 
im Rahmen einer Strafuntersuchung gegen 
die Hells Angels ins Visier der Zürcher 
Justizbehörden geraten: «Die zwei von der 
Sittenpolizei haben nur gesagt: ‹Mitkom-
men!› Und auf meine Frage ‹Wofür und 
wozu?›: ‹Erzählen wir dir später.›» 
In ihrer vielbeachteten Serie «Frau Huber 
geht nach Strassburg» hat die Wochenzei-
tung WOZ einen bisher kaum bekannten 
Teil der jüngeren Schweizer Geschichte 
aufgearbeitet: Geschichten von Einwohne-
rInnen der Schweiz, die sich ihr Recht beim 
Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte erstritten haben – Menschen wie Frau 
Huber, die mit ihrem Gang nach Strassburg 
eine Rechtsverbesserung erkämpft haben, 
die weit über ihren Fall hinausgeht. 

Diese und weitere Texte liegen nun 
gebündelt in einem Buch vor: ein zeitge-
schichtlicher Streifzug durch den Alltag der 
Schweiz, erzählt in Reportagen und begleitet 
von Aufsätzen.  

Kilian Meyer und Adrian Riklin (Hrsg.): Frau 

Huber geht nach Strassburg. Genossenschaft 

infolink, Zürich 2018. 216 Seiten, Fr. 22.–

Andreas Gross, Fredi Krebs. Martin Stohler, 

Cedric Wermuth (Hrsg.): Freiheit und Men-

schenrechte – Nein zur Anti-EMRK-Initiative. 

Editions le Doubs, St-Ursanne 2018. 235 Seiten.

Im Buchhandel kostet das Buch Fr. 19.80. Wer es 

direkt beim Verlag Editions le Doubs bezieht, erhält 

es für 15 Franken plus Portokosten:  

info@andigross.ch
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Die Zeitkontingente des neuen Berufsauftrags 
reichen für guten Unterricht nicht aus. Um die 
Bildungsqualität zu sichern, müssen wir dies 
gegenüber Politik und Behörden deutlich machen.

Am 3. Oktober konfrontierten unsere Berufsverbände 
PolitikerInnen vor 350 Gästen im Volkshaus mit 

ihren Forderungen zur Verbesserung des neu definierten 
Berufsauftrags. Die Lehrpersonenverbände ZLV, SekZH, 
VPOD und ihre assoziierten Verbände hatten 2017 und 
Mitte 2018 je eine Umfrage zum neuen Berufsauftrag 
(nBA) durchgeführt. Die Ergebnisse der Umfragen zeigen 
eine grosse Unzufriedenheit mit dem auf das Schuljahr 
2017/2018 eingeführten Instrument, das die Arbeit der 
Lehrpersonen messen und sie vor Überlastung schützen 
soll. Die schlechten Noten für den nBA sind vor allem 
darauf zurückzuführen, dass die Zeitkontingente für die 
verschiedenen Aufgaben der Lehrerinnen und Lehrer in 
allen Bereichen zu klein sind. 

Die Podiumsdiskussion Anfang Oktober im Volkshaus 
hat mich nachdenklich gestimmt. Die Stimmung der 
Lehrpersonen zeigt deutlich deren Unzufriedenheit mit 
dem Einsatz und dem Vorgehen des nBA. Die vorgege-
benen Zahlen scheinen ziemlich willkürlich gesetzt und 
deren konsequente Umsetzung hat gravierende Folgen: 
Wichtige Aufgaben im Lehrberuf kommen zu kurz. 
Nachdenklich stimmt mich auch, dass der nBA als Füh-
rungsinstrument verwendet wird, bevor die Zahlen aussa-

gekräftig überprüft wurden. Diese werden im Rahmen des 
Steuerungsinstruments nBA eingesetzt, bevor überhaupt 
klar ist, wo im Lehrberuf Schwerpunkte gesetzt werden 
sollen. Die 100 Stunden, die eine Klassenlehrperson pro 
Jahr für die Ausübung dieser Funktion zur Verfügung 
hat, reichen bei weitem nicht aus und auch die pauschale 
Zahl für den Unterricht, richtet sich nicht nach der Zeit, 
die  für den Unterricht benötigt wird. 

Die Forderung nach Evaluation steht im Raum, aber 
auch die den nBA abzuschaffen. Würden wir diesen 
jedoch abschaffen, könnten wir all die wichtigen Er-
kenntnisse, die wir schon in so kurzer Zeit gewonnen 
haben, nicht mehr für politische Forderungen nutzen. 
Der Berufsauftrag wurde ursprünglich auf Wunsch der 
Lehrpersonen eingeführt, mit dem Ziel die Lehrpersonen 
vor Mehrbelastung zu schützen. Dabei haben wir jedoch 
nicht mit Pauschalen, sondern mit realen Zahlen zeigen 
wollen, wo tatsächlich Überstunden anfallen, damit dort 
eine Entlastung stattfinden kann. 

Packen wir doch die Chance und zeigen wir auf, wo 
der Schuh genau drückt! Stellen wir unsere Forderungen 
mit klaren Zahlen, und zwar in allen Bereichen! Werden 
diese Zahlen jedoch schon im Vorfeld von Behördenseite 
manipuliert, indem Forderungen gestellt werden wie: 
«Kürzt Elterngespräche!», «Kürzt Vorbereitung und 
Nachbereitung von Unterricht!», «Kürzt Sitzungen!», 
«Kürzt Weiterbildungen!», dann schafft das Enttäu-
schung, Unmut und auch Wut. Wir Lehrpersonen wollen 
gute Bildung ermöglichen, dafür die dazu benötigte 
Zeit einsetzen können. Wir wollen die Bildungsqualität 
sichern. Deshalb ist es wichtig, dass wir diese gesetzliche 
Vorlage nutzen, um politische Forderungen zu stellen. 
Die Diskussion hat mich zwar nachdenklich gestimmt, 
sie hat mir aber auch Hoffnung gegeben, dass endlich 
erkannt wird, wo Handlungsbedarf ist. Hoffen wir, dass 
unsere PolitikerInnen für eine tatsächliche Entlastung 
sorgen werden. Wir werden jedenfalls nicht lockerlassen.  

Jacqueline Büchi, Kindergartenlehrperson, Vorstand VPOD Lehrberufe

Mitgliedermagazin der Sektion Zürich Lehrberufe

Mehr Zeit 
für guten 
Unterricht!

Bildungspolitisches Podium mit 
KantonsrätInnen aus allen Fraktionen: 
Über 350 LehrerInnen diskutierten im 
Zürcher Volkshaus engagiert mit. Es 
zeigte sich deutlich, wie umstritten 
der Berufsauftrag in seiner jetzigen 
Ausgestaltung bei den Lehrpersonen ist. 
Verschiedene Voten machten deutlich, 
dass für echte Verbesserungen und 
die Sicherung der Unterrichtsqualität 
an der Zürcher Volksschule die 
Kostenneutralität in der Bildung endlich 
aufgegeben werden muss.
 

Unsere Forderungen sind hier zu finden: 
www.berufsauftrag.ch
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Lucien Le nimmt am Projekt «écolsiv» des Instituts 
Unterstrass teil. Ein Interview.

M it dem Pilotprojekt «écolsiv» leistet das Institut Un-
terstrass einen Beitrag zur Inklusion von Menschen 

mit kognitiver Beeinträchtigung und Lernbehinderung im 
Arbeitsfeld Schule. So werden zukünftig in der Volksschule 
nicht nur Schülerinnen und Schüler, sondern auch pä-
dagogische Mitarbeitende mit Behinderungen inkludiert. 
Lucien Le, ein écolsiv-Student des Institut Unterstrass, 
verbrachte eines seiner Praktika an meiner Klasse. 

Kannst du uns zuerst etwas zu deiner Person erzählen?
Lucien Le: Ich bin 29 Jahre alt und komme aus Winterthur. 
Ich wohne seit viereinhalb Jahren allein in einer Zweizim-
merwohnung. Es war schon immer mein Traum, alleine zu 
wohnen, nun habe ich mir diesen Wunsch erfüllt. Davor 
habe ich 10 Jahre in Winterthur in der Stiftung Brühlgut* 
gewohnt und gearbeitet. Irgendwann verlor ich die Energie 
für diese Arbeit und bekam dank des Projekts écolsiv die 
grosse Chance, etwas Neues zu machen.

Ich habe eine Zerebralparese, das bedeutet, dass mein 
Hirn bei meiner Geburt auf einer Seite zu wenig Sauerstoff 
bekam. Die Einschränkung kann sehr heftig sein. Es gibt 
Personen, die können nicht reden oder sie sitzen im Roll-
stuhl. Bei mir hatte das nicht so heftige Auswirkungen. Ich 
kann mich frei bewegen, kann reisen und kann mich gut 
mit anderen Leuten verständigen. Ich habe Glück gehabt 
und bekam die volle Unterstützung meiner Eltern.

Du bist nun schon längere Zeit im Studium im Projekt 
écolsiv. Was hast du in dieser Zeit gelernt?
Ganz viel Neues! Dass man Geduld braucht fürs Studium! 
Nach zehn Jahren Arbeit in der Stiftung Brühlgut war ich 
zu Beginn des Studiums etwas überfordert. Es waren sehr 
viele Informationen: Wann ich wo erscheinen muss, was 
ich mitnehmen soll.
	  Für den Beruf habe ich gelernt, dass es Nerven braucht, 
dass ich verständnisvoll und freundlich zu den Schüle-
rinnen und Schülern sein muss. Ich kann genauso wie 
ein Coach unterstützen: Wenn die Kinder keine Hilfe 
brauchen, lasse ich sie machen, wenn sie Hilfe brauchen, 
kommen sie von sich aus zu mir. Das ist meine Grundein-
stellung.

Was sind für dich Schwierigkeiten und Herausforderun-
gen?
Es kommt drauf an. Jetzt bin ich gerade im Praktikum in ei-
ner altersdurchmischten 4.-6. Klasse. Die Herausforderung 
ist, dass die Schülerinnen und Schüler sehr viel selbständig 
erledigen. Zudem rechnen sie mit sehr hohen Zahlen, da 
kann ich nicht mithalten. Es macht mich traurig, dass ich 
in der Mathematik nicht so gut helfen kann. 
	 Dafür habe ich eine neue Aufgabe. Ich unterstütze eine 
Gruppe von Leser_innen. Sie lesen mir aus einem Buch 

Panorama

«Ich habe von den Kindern 
gelernt und sie von mir!»

«Coach zu sein heisst, 
für die Kinder da zu sein, 
wenn sie dich brauchen. 
Das kann ich!»
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vor und ich gebe ihnen Feedback, ob sie laut und deutlich 
gesprochen haben oder ob sie den Blickkontakt hielten. 
Ich habe ab und zu auch Fehler gemacht, das gehört im 
Studium dazu. Dann hat mich die Praxislehrerin korrigiert 
und ich habe es am nächsten Tag besser gemacht. 

Was gelingt dir besonders gut?
Ich würde sagen, dass ich viel Geduld habe und verständ-
nisvoll mit den Kindern umgehe. Coach zu sein heisst, 
für die Kinder da zu sein, wenn sie dich brauchen. Das 
kann ich! In einem Praktikum im Kindergarten war ein 
Junge mit Trisomie 21. Ich habe gemerkt, dass er ab und 
zu Hilfe braucht und nicht gerne allein ist. Als ich das 
erste Mal dort war, hat er zuerst ein bisschen Abstand zu 
mir gehalten, später ist er auf mich zugekommen und 
wollte mit mir spielen. Zum Schluss hat er mich umarmt, 
da wusste ich, dass ich den richtigen Job gewählt habe. 
Meine Einschränkung ist für mich ein Vorteil, weil ich gut 
verstehen kann, wie es den Kindern geht oder wie sie sich 
fühlen. Jedes Kind ist anders.

Was braucht es von der Schule, damit das Projekt und somit 
die Inklusion funktioniert?
Es braucht eine Schulleitung, die dahintersteht und weiss, 
dass jeder Mensch anders ist. Die Lehrer_innen brauchen 
viel Geduld und die Schüler_innen müssen akzeptieren, 
dass die einen langsamer sind als die anderen, vielleicht 
eine Lernschwäche haben, aber sonst nicht viel anders 
sind. Kinder, die mit Kindern mit einer Einschränkung 
zur Schule gehen, werden allgemein mehr Respekt haben 
für Menschen mit einer Behinderung.

Wenn du an deine eigene Schulzeit zurückdenkst, wo 
möchtest du zur Schule gehen?
In Näftenbach, wo ich aufgewachsen bin. Dort verbrachte 
ich meine schönsten Schuljahre. Ich habe bis heute noch 
Kontakt zu den Mitschülern aus dem Kindergarten. Leider 
durfte ich dort nur in den Kindergarten. Und auch das 
nur, weil sich meine Mutter so sehr dafür eingesetzt hatte.

Wie stellst du dir deine berufliche Zukunft vor?
Wenn ich den Leuten erzähle, dass ich am Institut Un-
terstrass studieren darf, sagen sie «Wow!». Seit ich diese 
Ausbildung geniessen darf, habe ich ein höheres Ansehen, 
das ist für mich viel wert. Und ich finde es toll, dass ich 
meine Hirnzellen wieder brauchen darf. Ich habe mit 
diesem Projekt die Chance meines Lebens erhalten, ich 
will nie mehr zurück an meine alte Arbeit.

Das Institut Unterstrass begleitet die écolsiv- Studierenden 
auf dem Weg, ihre, auf sie zugeschnittene Tätigkeiten in 
der Schule zu finden. Zum einen Teil sind dies typische 
Assistenzfunktionen im Klassenzimmer, zum anderen 
Teil Aufgaben, welche auf den individuellen Stärken und 
Interessen der Studierenden basieren. Auf diesem Weg 
wünsche ich Luc Le weiterhin viel Erfolg!

Die Inklusion von Menschen mit Behinderungen im 
Schulalltag ist aber nur eines der Ziele, welche das Pilot-
projekt verfolgt. Weitere Informationen zum Projekt: 
www.unterstrass.edu/innovation/ecolsiv/    

*Die Stiftung Brühlgut begleitet und fördert Menschen mit Beeinträchtigung und 
bietet in Winterthur Wohn-, Arbeits-, Beschäftigungs- und Ausbildungsplätze an. 

Interview, Foto und Text: Katrin Meier, Präsidentin VPOD-Sektion 

Zürich Lehrberufe.

Unsere Sitzungen dauern Stunden, und das mit gutem 
Grund. Die Diversität der Perspektiven unserer Mit-

glieder ist uns wichtig. Wir fällen unsere Entscheide im 
Konsens – und diskutieren die schwierigen Fragen aus, 
bis unsere Ideen aller Kritik standhalten. Partizipation 
und Diskussion sind unsere Grundsätze. Wir, die AG 
Bibliotheken, sind ein Kollektiv von Studierenden, die 
die vielfältigen Bedürfnisse und Interessen der Fächer 
der Philosophischen und der Theologischen Fakultät im 
Projekt «Bibliothek der Zukunft» vertreten wollen. Unsere 
Umfrage, die im Frühjahr 2018 die Stimmen von 3608 
Studierenden der Universität Zürich einholen konnte, 
zeigt klar: Die geplante Digitalisierung kommt gut an, dass 
im Projekt zahlreiche Bibliotheken fusioniert und Bücher 
ausgelagert werden sollen, ist jedoch äusserst unbeliebt. 
Wie stellen wir nun sicher, dass wir gehört werden?

Studierende sind Wissenschaffende und tragen zu For-
schung und Lehre bei. Dazu brauchen wir Bücher und das 
Stöbern am Regal. Jetzt wird hinter verschlossenen Türen 
das Lehren und Lernen an der Universität umgekrempelt. 
Durch die physische Zentralisierung unter ein fachfremdes 
Gremium werden unsere Arbeitsprozesse durchbrochen. 
Für die fachliche Diversität unserer Fakultäten ist das Pro-
jekt kein Fortschritt, es ist eine Bedrohung. Schablonisiert 
wird im Projekt nicht nur unsere Forschung, sondern auch 
unsere Kreativität: Für Grundsatzkritik oder Zukunftsvisio-
nen ist im laufenden Vernehmlassungsprozess kein Platz. 
Das Projekt ist bereits ein Faktum – warum wir überhaupt 
mitreden wollen, ist für die Projektleitung noch immer 
unverständlich.
Bisher haben wir erreicht, dass Vertreter*innen aller 
Stände in den Ausschuss des Projekts gewählt werden. Die 
Universität lebt von den jungen und alten Geistern, die ihr 
Wissen gemeinsam kultivieren und neues schaffen –, nicht 
von Top-down-Diktaten einer zentralisierungswütigen 
Führungsebene. Die Studierenden bleiben nicht stumm. 
Nun liegt es an der Unileitung, unsere Stimmen ernst zu 
nehmen.   

Text und Foto: AG Bibliotheken, E-Mail: info@zukunft-der-bibliotheken.ch 

Homepage: zukunft-der-bibliotheken.ch 

Lasst uns unsere Bücher!

Die AG Bibliotheken wehrt 
sich gegen Spardruck 
und die Zentralisierung 
der Bibliotheken an der 
Universität Zürich.
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Agenda
Informationen über 
Veranstaltungen und 
Versammlungen 
sind aufrufbar unter: 
www.zuerich.vpod.
ch/kalender

Samstag, 10. November 2018, 
ab 14 Uhr
Jubiläumsfeier Landesstreik:
SBB-Hauptwerkstätte Olten

Gösgerstrasse 46 – 60, 4600 Olten

Infos unter: generalstreik.ch

Mittwoch, 21. November 2018, 
19 Uhr
Offenes VPOD-Treffen zum 
Frauenstreik 2019
VPOD Region Zürich, 5. Stock

Birmensdorferstrasse 67, Zürich

Dienstag, 11. Dezember 2018, 
19:00 bis 21:00 Uhr
Versammlung 
Berufsfachschulgruppe
VPOD Region Zürich, 4. Stock,

Birmensdorferstrasse 67, Zürich

Infos und Anmeldung bei: 

anna-lea.imbach@vpod-zh.ch

Projekt 
Kompetenzzentren 

Im Rahmen eines vom Mittel-
schul- und Berufsbildungsamt 
(MBA) lancierten Projekts sollen 
die Berufe, die bisher an den Be-
rufsfachschulen gelehrt werden, 
auf die Schulen umverteilt werden. 
Von Anna-Lea Imbach

D ie aktuelle Verteilung der Berufe 
auf die verschiedenen Schulen ist 

heute nicht optimal – diese Meinung 
teilen auch die Rektorinnen und 
Rektoren der einzelnen Schulen.
Weniger Konsens scheint darüber zu 
bestehen, wie die Berufe optimal auf 
die verschiedenen Schulen aufgeteilt 
werden können. Es sind viele Partiku-
larinteressen im Spiel, so Amtschef 
des MBA Niklaus Schatzmann. Ziel 
sei es, «eine gute Lösung für alle zu 
finden». Diese gute Lösung konnte 
in der Vergangenheit nicht gefunden 
werden.
	 An der Informationsveranstaltung 
des MBA vom 20. September wird 
deutlich, dass bei diesem Anlauf eine 
Lösung gefunden werden soll, die 
umsetzbar und langfristig tragbar ist. 
Die Interessen der Lehrpersonen wird 
der VPOD, gemeinsam mit anderen 
Organisationen, im Teilprojekt «Per-
sonal» einbringen können. Dort wird 
sich zeigen, wie die Interessen der 
Lehrpersonen im Verhältnis zu den 
Interessen der einzelnen Schulen und 
der Organisationen der Arbeitswelt 
(OdA) gewichtet werden. Das MBA 
betont, dass keine Absicht besteht, 
einzelne Schulen zu schliessen und 
dass die Herausforderungen für die 

Lehrpersonen berücksichtigt sowie 
die Grundlagen für einen qualitativ 
hochstehenden Unterricht geschaffen 
werden sollen.
	 Was diese Veränderungen für die 
betroffenen Lehrpersonen konkret 
heisst, wird sich zeigen. In der Schät-
zung des MBAs werden circa 360 
Personen von den Veränderungen 
betroffen sein: Veränderungen des 
Unterrichtspensums, das Unterrich-
ten an einer anderen Schule oder 
das Unterrichten in einem anderen 
Berufsfeld derselben Schule. 
	 Dafür, dass die Veränderungen des 
Unterrichtspensums möglichst nicht 
auf Teilentlassungen oder Entlassun-
gen hinauslaufen, wird sich der VPOD 
einsetzen – und Niklaus Schatzmann 
beim Wort nehmen, wenn er sagt, dass 
die Schaffung der Kompetenzzentren 
kein Sparprogramm darstell.  

Fokus Starke 
Lernbeziehungen 
– Verzicht auf 
flächendeckende 
Einführung

Der Regierungsrat hat an seiner 
Sitzung vom 4. Juli 2018 be-
schlossen, auf die flächendeckende 
Einführung des Modells «Fokus 
Starke Lernbeziehungen» zu ver-
zichten. Der VPOD begrüsst diese 
Entscheidung. Von Eva Torp

D ie Ergebnisse der letzten Evalu-
ation zeigen deutlich, dass die 

Reduktion der Anzahl Lehrpersonen 
nicht zu einer Stärkung der Lernbe-
ziehung geführt hat. Weiter konnte 

keine Qualitätssteigerung der Lernef-
fekte, speziell in der Rechtschreibung, 
erzielt werden. Die Situation mit 
DaZ-LP und SHP-LP als Beratenden 
wurde als schwierig wahrgenommen. 
Die enge Zusammenarbeit zu zweit in 
der Klasse wurde von den Klassenlehr-
personen als entlastend eingestuft. 
	 Der Schulversuch wird noch bis 
Ende Schuljahr 2021/2022 laufen. 
Bis dahin wird geprüft, welche posi-
tiven Elemente des Versuchs breiter 
genutzt werden könnten, um einen 
pädagogischen Nutzen zu erzielen.
	 Bis zum Abschluss des Versuchs 
soll nun neu die Förderung von 
einzelnen Schülerinnen und Schü-
lern mit besonderen pädagogischen 
Bedürfnissen nicht mehr ausschliess-
lich durch die Klassenlehrpersonen 
erfolgen. Der Ansatz, dass das Wissen 
der Fachlehrpersonen nur indirekt 
über die Beratung der Klassenlehr-
personen ins Schulzimmer Eingang 
finden soll, wird aufgehoben. So kann 
der DaZ-Anfangsunterricht entweder 
durch die Klassenlehrpersonen, eine 
DaZ-Lehrperson oder im Rahmen ei-
ner Aufnahmeklasse erfolgen. Weiter 
können die SHP-Beratungspersonen 
in spezifischen Fällen und auf der 
Basis einer Förderplanung punktuell 
und zeitlich befristet einzelne Schüle-
rinnen und Schüler im Rahmen ihrer 
Beratungsfunktion direkt fördern.
	 Der VPOD steht nach wie vor hinter 
der Forderung, weniger Lehrperso-
nen pro Klasse. Die fachlichen Kom-
petenzen derselben sowie genügend 
Ressourcen sind aber unabdingbare 
Voraussetzung. Wir sind gespannt 
auf weitere Massnahmen, die in diese 
Richtung führen und entsprechende 
Resultate.  
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Für mich gehörte Ruedi zu den Gewerk-
schaftern der Sektion Lehrberufe, die 

regelmässig an Veranstaltungen und GVs 
kamen und sich immer wieder an Diskus-
sionen beteiligten. In der Zeit als er im 
Erziehungsrat war, stellte er immer wieder 
den Kontakt zum Vorstand her, informierte 
darüber, was im Erziehungsrat beraten 
wurde oder wollte wissen, was der Vorstand 
über neue Reformvorhaben meinte. Er nahm 
sein Gegenüber ernst und konnte auch gut 
zuhören. 

Als Berufsschullehrer war er in der Gruppe 
Berufsschule aktiv, half sie aufzubauen. Er 
engagierte sich im Vorstand dieser Gruppe 
und beteiligte sich kämpferisch an allen Akti-
onen. Er nahm eher radikale Positionen ein, 
aber hatte auch einen pragmatischen Sinn 
für das, was machbar war. Als Mensch war er 
eher zurückhaltend und wirkte introvertiert, 
doch brachte er seine Voten immer diffe-
renziert, dezidiert und klar vor. So erlebten 
wir ihn auch in den ersten Versammlungen 
der 2016 gegründeten Pensioniertengruppe 
VPOD Lehrberufe, an die er regelmässig 
kam. 

Wacher Geist mit vielen 
Interessen
Ruedi gehörte zu den Personen, die viele 
Interessen, auch kulturelle, pflegen und 

den ich immer wieder ausserhalb der Ge-
werkschaft an Anlässen traf. Er und seine 
Frau Magdalena waren vom Seefeld in eine 
Wogeno-Siedlung nach Schwamendingen 
gezogen und da ich auch eher Richtung Zü-
rich Nord wohne, traf ich ihn ab und zu und 
schätzte die spannenden Gespräche mit ihm. 
	 In guter Erinnerung habe ich eine Veran-
staltung (Herbst 2016) vom Denknetz in der 
Autonomen Schule Zürich zum Jahrbuch 
2016 «Migration ohne Grenzen», an der wir 
beide waren, wo er über das Leben seiner 
Vorfahren erzählte, das er am Aufschreiben 
war. 
	 Später, als Ruedi schon erkrankt war, 
lieh er mir das Buch über seine Familie aus 
und auch in diesem würdigt er das Leben 
der Generationen vor ihm und beschreibt 
anschaulich, mit viel Respekt und gut lesbar 
die Arbeit im Käsereibetrieb seines Vaters. 

Ein Vermächtnis an unsere 
Gruppe
Das letzte Mal als ich ihn sah, war er sehr ge-
schwächt und das Sprechen fiel ihm schwer. 
Er unterliess es jedoch nicht zu sagen, dass 
er schon Ideen hätte, was unsere Gruppe 
tun sollte und betonte, wir sollten uns nicht 
zu sehr auf «Wohlfühlaktionen» (Wandern 
und dergleichen) konzentrieren, sondern am 

Ein kämpferischer Gewerkschafter und engagierter 
Erziehungsrat – Nachrufe auf Ruedi Jörg
Am 17. August 2018 starb Ruedi Jörg kurz vor seinem 77. Geburtstag. Er engagierte sich in unserer 
Gewerkschaft über Jahrzehnte für gute Bildung im Kanton Zürich.

Ruedi Jörg auf dem 
Turm des Strassburger 
Münsters, während 
einer Vélotour mit 
seiner Frau Magdalena 
Mai 2017. 

Puls der Zeit bleiben, uns interessieren, was 
die beruflich noch Aktiven umtreibt und die 
wesentlichen Fragen der Zeit ansprechen. 
Auch bei diesem Rat ist er bis zuletzt enga-
giert und fundamental politisch geblieben.
	 Er wusste, dass der nicht operierbare 
Hirntumor ihm wenig Lebenszeit liess. So 
hat es mich nicht überrascht, dass er seine 
Trauerfeier selber geplant und gestaltet hat. 
Die Botschaft, dass er lieber noch länger 
geblieben wäre, kam auch klar durch. Das 
hätten wir alle dir und uns auch von Herzen 
gewünscht, lieber Ruedi.

Catherine Aubert Barry, Vorstand Pensionierten-

Gruppe VPOD Lehrberufe

Bildungsfachmann und 
Erziehungsrat
Ruedi Jörg war in den 1990er Jahren als 
Vertreter der SP Mitglied des Erziehungsrats 
des Kantons Zürich (heute Bildungsrat). Er 
übte das Amt mit grosser Ernsthaftigkeit aus. 
Ich konnte ihn in seinem Amt erleben, wenn 
ich als Mitarbeiter der Erziehungsdirektion 
aus dem Bereich von Schule und Migration 
den Rat begleiten konnte. Es ging beispiels-
weise um verbesserte Regelungen für den 
Unterricht in heimatlicher Sprache und 
Kultur oder für den Unterricht in Deutsch 
als Zweitsprache oder um ein pionierhaftes 
«Gesamtkonzept zur Interkulturellen Päda-
gogik» in allen Zürcher Lehrerseminaren.
	 Da hörte Ruedi in den Sitzungen zunächst 
gut zu. Dann gab er ruhig und klar sein 
Statement ab. Er brachte kluge und kon-
sensfähige Argumente vor. Man spürte sein 
soziales Engagement für die Schwächeren, 
doch trat er nicht als Moral-Apostel, sondern 
als Bildungsfachmann auf. Man hörte auf 
ihn. Er trug so viel zu sachlichen und kon-
struktiven Diskussionen und zu Beschlüssen 
bei, die relativ fortschrittliche Massnahmen 
für die Zürcher Volksschule ermöglichten 
– auch in Geschäften, die in den grossen 
Parteipolitiken höchst kontrovers diskutiert 
wurden. 
	 Ich selbst, damals noch ein jüngerer 
Angestellter der Verwaltung, war in diesen 
Sitzungen um seine wohlwollende und 
kluge Unterstützung froh. Dafür bin ich ihm 
dankbar.  

Markus Truniger, ehemaliger Leiter des Sektors 

Interkulturelle Pädagogik in der Bildungsdirektion Zürich
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Das Lehrmittel «Gesellschaf-
ten im Wandel» ist dem 

Lehrplan 21 zugeordnet und 
damit kompetenzorientiert. Es 
umfasst zwei Bände Geschichte 
und Politik, einen Onlineteil 
«Politik», einen Print- und einen 
Onlineteil «Archiv», Onelinetools 
(Arbeitsblätter zu den verschie-
denen Themen) sowie ein Hand-
buch für Lehrpersonen.

«Gesellschaften im Wandel» 
versteht historisches Lernen als 
Lernen über die Vergangenheit, 
über Prozesse historischer Er-
kenntnis und über Geschichts-
kultur. Geschichte in verschiede-
nen Perspektiven zu analysieren 
und zu interpretieren steht im 
Mittelpunkt. Die SchülerInnen 
sollen sich u.a. folgende Kom-
petenzen aneignen: Historische 
Fragen formulieren, Kontinuität 
und Wandel in der Geschichte 
unterscheiden, Entstehung von 
Gegenwartsphänomenen aus der 
Vergangenheit klären und sich 
an Gesprächen über Geschichte beteiligen 
können. Geschichte soll zur Orientierung 
in der eigenen Lebenswelt beitragen. Die 
SchülerInnen lernen zudem in einem Archiv 
recherchieren und Quellen verschiedenster 
Gattungen analysieren. 

Politische Bildung soll die SchülerInnen 
zu politscher Mündigkeit und zur Bereit-
schaft «zur Übernahme von Verpflichtungen 
gegenüber Gesellschaft und Staat» verhelfen. 
Ausgangspunkt des Lernprozesses bilden 
Fragen der Regelung menschlichen Zu-
sammenlebens. Angeeignet werden sollen 
Analyse-, Urteils-, Argumentations- und 
politische Handlungskompetenz.  

Geschichte: Interessant, aber 
ergänzungsbedürftig
Epochen- und Überblicksseiten führen die 
einzelnen Kapitel übersichtlich ein; Definiti-
onen am Seitenrand erleichtern den Lernen-
den ein rasches Verständnis wichtiger Be-
griffe. Spezialseiten regen die SchülerInnen 
zum Nachdenken über Geschichte an: über 
Epochen zur Strukturierung der komplexen 
Geschichte, über unterschiedliche kulturelle 
Perspektiven auf historische Phänomene 

und über Dimensionen zur inhaltlichen Glie-
derung der Geschichte (Politik, Wirtschaft, 
Gesellschaft). Neue Erkenntnisse, zum 
Beispiel über die Involvierung von Schwei-
zern in die Sklavenhaltung auf Plantagen in 
der Karibik, finden Eingang ins Lehrmittel. 
Verdienstvoll ist das Einbringen der Pers-
pektive «Geschichte von unten», etwa der 
Widerstand der Sklaven auf Haiti unter 
Toussaint Louverture gegen die französische 
Kolonialherrschaft, Lebensbedingungen 
der algerischen Bevölkerung während der 
französischen Kolonialherrschaft, Armut 
und Not im 19. Jahrhundert, Kinderarbeit 
– Verdingkinder und Fabrikkinder – und 
die Veränderung des Alltagslebens in der 
aufkommenden Schweizer Wohlstands-
gesellschaft zwischen den fünfziger und 
siebziger Jahren des letzten Jahrhunderts. 

Frauen, die bis anhin in Schulbüchern 
zu wenig berücksichtigt wurden, finden 
ihren Platz: Marie-Heim Vögtlin, die erste 
Schweizer Studentin an der Universität 
Zürich, Ärztin und Kämpferin für die 
Gleichberechtigung der Frauen in Politik 
und Beruf Ende des 19. Jahrhunderts; die 
adlige österreichische Pazifistin Bertha von 

Suttner, Friedensnobelpreisträ-
gerin 1905, mit ihrem Konzept, 
zwischenstaatliche Kriege durch 
Schiedsgerichte zu ersetzen; die 
konsequente Antirassistin Rosa 
Parks aus Alabama; Iris von Roten 
mit ihrem für die Gleichstellung 
der Frau in der Schweiz bahn-
brechenden Buch «Frauen im 
Laufgitter» und Malala Yousafzi, 
das von den Taliban beinahe 
getötete pakistanische Mädchen, 
welches für sein couragiertes 
Eintreten für die Gleichstellung 
der Mädchen im Bildungssystem 
mit dem Friedensnobelpreis aus-
gezeichnet wurde.

Die Kapitel  zum Thema 
Schoah heben die Frage der 
Verantwortung für den Geno-
zid, der Aufarbeitung und des 
Gedenkens hervor, beispielhaft 
behandelt wird etwa das euro-
päische Kunstprojekt der Stol-
persteine von Gunter Demnig. 
Das europäische Friedens- und 
Einigungsprojekt wird rela-

tiv ausführlich behandelt – eine richti-
ge Gewichtung, die dessen historischer 
und politischer Bedeutung gerecht wird. 
Ein interessantes Kapitel ist dem Fichenskan-
dal gewidmet, Ausfluss des Kalten Kriegs in 
der Schweiz, dokumentiert anhand eines 
skandalösen Falls. 

Mit diesen hier herausgegriffenen inte-
ressanten Aspekten kontrastieren ergän-
zungsbedürftige Kapitel. Die Darstellung 
der Geschichte der Industrialisierung der 
Schweiz beispielsweise sollte um ein Ka-
pitel zur Entwicklung der Maschinen-, 
Nahrungsmittel- und chemischen Industrie 
sowie des Bankensektors erweitert werden, 
wobei neben der Branchengeschichte auch 
einzelne Firmen und deren Unternehmens-
politik exemplarisch beschrieben werden 
könnten. Oder: Die Analyse des britischen 
Kolonialsystems in Indien würde es den 
SchülerInnen erleichtern, den passiven 
Widerstand der Gandhibewegung besser zu 
verstehen. Und: Die Analyse des stalinisti-
schen Herrschaftssystems  der UdSSR, des 
maoistischen Herrschaftssystems Chinas 
und des Apartheidsystems in Südafrika sollte 
unabdingbarer Bestandteil auch eines Ge-

Vielfältig und verdienstvoll
Das neue Lehrmittel «Gesellschaften im Wandel» hat eine Kontroverse in der Presse hervorgerufen. 
Vorgeworfen werden ihm in gewissen Kapiteln Linkslastigkeit und teilweise unsachgemässe 
Darstellungen von Inhalten. Dies stehe dem Anspruch von politischer Bildung an öffentlichen Schulen 
entgegen, Schülerinnen und Schülern bei der Entwicklung zur politischen Mündigkeit zu unterstützen. 
Eine sorgfältige Prüfung zeigt indes, dass das Lehrmittel über zahlreiche Qualitäten verfügt. 
Von Markus Holenstein
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schichtslehrmittels der Sekundarstufe I sein. 
Bestimmt sollten das Thema Zustand 
des Waldes anhand neuester Forschungs-
ergebnisse beleuchtet  und existierende 
Gefahrenpotenziale aufgezeigt werden: 
Voraussetzung für eine differenzierte Be-
trachtensweise – keine Entwarnung.

Politik: Demokratie und Rechte 
im Zentrum 
Der Bereich «Politik» ist aufgegliedert in 
die Hauptkapitel «Staat», «Demokratie», 
«Rechte», «Gerechtigkeit» und «Frieden». 
Die SchülerInnen erhalten zahlreiche 
Sachinformationen über Bestandteile 
einer Demokratie, Stimm- und Wahlrecht, 
den Entstehungsprozess eines Gesetzes, 
Menschenrechte, UNO-Konventionen, 
den Rechtsstaat, die Ziele der UNO, die 
Funktion des Europarates, über Themen, die 
Jugendliche beschäftigen sowie zur Rolle der 
Jungensession und der Jugendparlamente 
in der Schweiz. Sie lernen verschiedene 
Demokratien über einen «Democracy 
Barometer» mit Indikatoren wie in-
dividuelle Freiheiten, Rechtsstaatlichkeit, 
Öffentlichkeit, Kon-trolle, Transparenz, 
Partizipation und Repräsentation kennen 
und informieren sich anhand eines Films 
näher über Aspekte der Menschenrechte 
(Geschichte der Menschenrechte, UNO-
Konventionen, Menschenrechtspakte, Di-
mensionen der Freiheitsrechte, Umsetzung 
der Menschenrechte durch die einzelnen 
Staaten, Institutionen zur Durchsetzung 
von Menschenrechten). Jugendliche können 
sich über den Unterricht in politischer 
Bildung erste Handlungskompetenzen 
aneignen, indem sie zum Beispiel einen 
Klassenrat bilden und damit auf schulischer 
Ebene mitbestimmen – Mitbestimmung ist 
ein Kinderrecht! 

Das Kapitel «Gerechtigkeit» illustriert 
anhand der Differenzen zwischen Män-

ner- und Frauenlöhnen in der Schweiz 
die wirtschaftliche Ungleichheit zwischen 
den Geschlechtern – ein eklatantes gesell-
schaftliches Problem, geeignet als Beispiel 
für problemorientierten Unterricht. Um 
Missverständnisse bei der Höhe der Dif-
ferenz der Löhne von Frau und Mann zu 
vermeiden, wäre eine genaue statistische 
Angabe nützlich: 2014 betrug die Lohndif-
ferenz im privaten Sektor 19,5 Prozent, im 
öffentlichen 16,6 Prozent.  Sachdienlich wäre 
es, die Höhe der Lohnungleichheit über die 
Zeit zu erklären, existenzielle finanzielle 
Probleme von allein erziehenden Frauen zu 
erörtern und in diesem Zusammenhang die 
Position der verschiedenen Gewerkschaften 
und Unternehmen bei der Ausgestaltung  der 
Löhne, auch in GAVs, sachlich zu erläutern. 

Nichtexistenzsichernde Löhne und unfaire 
Arbeitsbedingungen sind in der Textilin-
dustrie von Drittwelt- und osteuropäischen 
Staaten verbreitet. Diese Thematik im Kapitel 
Fairness und Labels könnten die Lernenden 
selber erarbeiten, indem sie mithilfe ihres 
erworbenen Wissens  Lösungen zur Verbes-
serung der Lage von TextilarbeiterInnen in 
Bangladesh suchen. Die Zusatzmaterialien 
von Public Eye – zu einem wichtigen Teil 
eine Analyse der Löhne in der Modebranche 
– wären durch weitere Informationen zu den 
Lebensbedingungen in Bangladesh (UNO-
Statistiken) zu komplettieren. 

Über diverse Links sind in den ein-
zelnen Kapiteln zusätzliche Informati-
onen, didaktische Materialien, Literatur 
und Filme abzurufen: zum Beispiel beim 
Bundesamt für Sozialversicherungen In-
formationen zum Thema soziale Sicherheit 
(geschichtedersozialensicherheit.ch) oder 
bei humanrights.ch zu den Menschenrech-
ten. Oder zusammengestellt von Amnesty 
International (AI), éducation21, Filme für 
eine Welt und der Jugendstiftung Baden-
Württemberg. Das Unterrichtsdossier von 
AI präsentiert sachbezogen die Thematik 
Menschenrechte; in den Materialien der 
Jugendstiftung Baden-Württemberg etwa 
finden sich allgemeine Informationen zu 
den Menschenrechten und Zeitzeugenin-
terviews mit einem Holocaustüberlebenden, 
einer Migrantin und einer Arbeitslosen.

Amnesty International und Public Eye 
liefern sachliche Informationen, aufgrund 
eingehender Recherchen; ihr politischer 
Standpunkt soll transparent gemacht wer-
den. AI ist nicht irgendeine Lobby, sondern 
eine seriöse Organisation, die sich weltweit 
für die Menschenrechte Verfolgter ein-
setzt. Doch den SchülerInnen stehen auch 
verschiedene andere Informationsquellen 
zur Verfügung, zum Beispiel die offizielle 
Homepage der EU. Oder Materialien von 
Education 21, dem nationalen Kompetenz- 
und Dienstleistungszentrum für Bildung 
für Nachhaltige Entwicklung (BNE) in der 

Schweiz mit einem Leistungsauftrag von 
Bund und Kantonen (EDK). Die nachhal-
tige Entwicklung ist im Zweckartikel der 
Bundesverfassung enthalten. «Ideologische 
Übergriffe oder Ansätze, die mit dem fö-
deralen Aufbau des Bildungssystems nicht 
vereinbar wären, sind nicht feststellbar», 
hält der Bundesrat in der Antwort vom 21.5. 
2014 auf eine entsprechende Nachfrage im 
Rahmen einer SVP-Motion fest.

Archiv: Recherchieren lernen
Äusserst reichhaltig ist das «Archiv», der 
Quellenband von «Gesellschaften im Wan-
del». Dieser führt die SchülerInnen in die 
Archivrecherche ein und legt dar, wie Text-, 
Bild- und Filmquellen zu erschliessen sind. 
Im Onlineteil sind zudem Tonquellen 
enthalten. 

An Bildquellen seien herausgegriffen ein 
Foto der Verhaftung Martin Luther Kings, 
ein Gemälde Toussaint Louvertures und die 
Weltkarte «The Slave Route». Interessante 
Textquellen: der Bericht eines zwölfjährigen 
Fabrikkindes um 1880 über seinen Tagesab-
lauf; ein Ausschnitt aus Bertha von Suttners 
Roman «Die Waffen nieder», 1889; Mahat-
ma Gandhi: Satyagraha in Südafrika, 1928; 
ein Ausschnitt aus dem Brief der Rorscha-
cher Schülerinnen an den Bundesrat, 1942, 
der Empörung über die Rückweisung von 
Flüchtlingen an der Schweizer Grenze for-
muliert; Margaret Thatchers Sicht Europas. 
Spannende Filmquellen: Unterzeichnung 
des Schumann-Plans 1951, Geschichte des 
UNHCR, Fernsehgespräch Günter Gaus und 
Hannah Arendt. Spannende Tonquellen: 
Arbeit in der Tuchfabrik Hefti in Glarus, um 
1950; Deutsche Welle, Entscheid für eine 
Europäische Wirtschafts- und Währungs-
union, 2011. 

Diese Quellen mit verschiedensten Per-
spektiven auf historische Fakten verleihen 
dem Unterricht in den Fächern Geschichte 
und Politische Bildung inhaltliche Breite und 
weltanschauliche Offenheit.  

Gesellschaften im Wandel. Themenbuch 1 und 2, 

Geschichte und Politik, Sekundarstufe I. Zürich 2017, 

LMVZ. Ein Themenbuch kostet bei Einzelbestellungen 

Fr. 30.40 (Preis für Schulen Fr. 22.80). 

Gesellschaften im Wandel. Webplattform: Politik 

und Archiv für Schülerinnen und Schüler. Zürich 

2017, LMVZ. Einzelbestellungen Fr. 26.40 (Preis für 

Schulen 19.80)

Gesellschaften im Wandel. Archiv Geschichte und 

Politik, Sekundarstufe I. Zürich 2017, LMVZ. Der 

Archivband kostet bei Einzelbestellungen Fr. 39.80 

(Preis für Schulen Fr. 29.80). 

Ver fügbar  s ind zudem für  Lehrpersonen e in  

«Handbuch – Unterstützung für den Unterricht» 

und «Tools – Materialien für den Unterricht».

Bestellbar unter  www.lmvz.ch/schule/gesellschaften 

«Quellen mit 
verschiedensten 
Perspektiven auf 
historische Fakten 
verleihen dem 
Unterricht [...]
inhaltliche Breite und 
weltanschauliche 
Offenheit.»
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K inderrechte und Menschenrechte sind 
ein grundlegender Referenzrahmen für 

eine zukunftsfähige Welt. Sie sind Teil des 
im Lehrplan 21 aufgeführten, fächerüber-
greifenden Themenspektrums «Politik, 
Demokratie und Menschenrechte» unter der 
Leitidee «Nachhaltiger Entwicklung». Eine 
DVD-Sammlung mit sieben ausgewählten 
Filmen und Unterrichtsanregungen gibt 
Kindern und Jugendlichen Einblick in die 
Lebenssituation von Gleichaltrigen aus an-
deren Ländern und Gesellschaften. 

Mehrere der Filme porträtieren Kinder 
aus verschiedenen Ländern in Afrika, unter 
anderem die 12-jährige Aicha aus dem klei-
nen Dorf Ndondol, drei Autostunden östlich 
der senegalesischen Hauptstadt Dakar in 
Westafrika. Sie zeigt uns die vielen und 
langen Wege, die ihren Alltag bestimmen. 
Auch der 8-jährige Shodai aus dem Dorf 
Juanpur in Bangladesch lässt uns an seinem 
Alltag teilhaben. Nach dem Morgenritual 
begleiten wir ihn in die Schule, in die er als 
einziger der Familie gehen kann. Oder die 
17-jährige Rachel: sie erzählt ihre Geschichte 
einer regelrechten Odyssee von Verfolgung 
und Flucht. 

Diese Alltagsgeschichten ermöglichen es 
Kindern und Jugendlichen, durch Vergleiche 
mit ganz unterschiedlichen Lebenssitua-
tionen Parallelen und Unterschiede zum 
eigenen Alltag zu thematisieren. Dank der 
Identifikation mit Gleichaltrigen in anderen 
Ländern werden Empathie und Neugierde 
für andere Lebenswelten und für die Veran-

kerung der Kinderrechte in anderen Gesell-
schaften geweckt. Ein besonderer Fokus liegt 
bei den Filmen auf dem Recht auf Bildung 
und dem Recht auf Gleichbehandlung von 
Mädchen und Jungen.

Ein Tag mit…
Drei der Filme stammen aus der ARTE-Serie 
«Ein Tag mit…» und führen durch den Tag 
der 9-jährigen Aïcha, des 10-jährigen Ato – 
beide aus Ouagadougou, der Hauptstadt von 
Burkina Faso – sowie des 12-jährigen Moussa 
aus einem Savannendorf im Osten Nigers.
	 Aicha lebt zusammen mit ihren Eltern und 
ihrer Schwester Asma in einem einfachen 
Haus ohne fliessendes Wasser, am Rande 

der Stadt. Jeden Morgen bringt die Mutter 
Aïcha mit dem Moped zur weit entfernten 
Schule. Da sie später Ärztin werden möchte, 
legt sie Wert darauf, eine gute Schülerin zu 
sein. Sie lernt fleissig für die Prüfungen, die 
gerade im Gang sind. 

Ato lebt mit seinen drei Geschwistern 
bei seinem Onkel und seiner Tante in Ou-
agadougou. Seine Eltern konnten in ihrem 
Dorf nicht für den Unterhalt der Kinder 
aufkommen und haben sie deshalb dort in 
Obhut gegeben. Ato geht nur ungern in die 
Schule, kommt oft zu spät und findet sie 
langweilig. Zwar gibt sich seine Lehrerin alle 
Mühe, ihm Lesen, Rechnen und Schreiben 
beizubringen, doch Ato hat nur Fussball mit 

Kinder auf dem Weg
Eine Auswahl von Filmen zu Kinderrechten und Kinderalltag.
Von Daniel Gassmann

Unterrichtsmaterialien zum  
Kinderrechtstag
Auf der Webseite von éducation21 finden sich im Katalog viele 
Unterrichtsmaterialien, welche die Thematisierung der Kinderrechte 
im Unterricht unterstützen. Zudem erstellt das Internationale Institut 
der Kinderrechte (IDE) in Zusammenarbeit mit éducation21 jedes Jahr 
einfache Unterrichtsideen zu den Kinderrechten. Der Fokus ist jedes Jahr 
ein anderer, 2018 ist es der Klimawandel. Die Materialien umfassen einen 
Kommentar für Lehrpersonen mit einer kurzen Einführung in die Thematik, 
Lektionsvorschläge sowie Arbeitsblätter für alle drei Zyklen.  
www.education21.ch
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seinen Freunden im Kopf und vor allem seine 
Tätigkeit in einer Autowerkstatt. Sein Chef 
bringt ihm mit viel Geduld alles bei, damit 
er später einmal seinen Traum einer eigenen 
Werkstadt verwirklichen kann.

Moussa lebt mit seinen drei Brüdern und 
sechs Schwestern in einem Savannendorf 
im Osten Nigers, 1000 Kilometer von der 
Hauptstadt Niamey entfernt. Seine Eltern 
gehören zum Hirtenvolk der Fulbe und 
züchten Ziegen und Kühe. Sein Vater ist 
das Oberhaupt in seiner Region, kann aber 
wie die meisten Erwachsenen weder lesen 
noch schreiben. Deshalb schickt er Moussa 
zur Schule. Die Mädchen müssen zu Hause 
auf die Tiere aufpassen und werden jung 
verheiratet. Deshalb gibt es in der Schule viel 
mehr Jungen. Die Lehrerin greift das Thema 
im Unterricht auf und fordert die Kinder auf, 
mit ihren Eltern darüber zu sprechen. 

Kindersklaverei
Die 9-jährige Abuk und der 15-jährige 
Machiek aus dem südlichen Sudan wurden 
Opfer von Kindersklaverei und Menschen-
handel. Im Film «Slaves» erzählen sie 
anlässlich einer Befragung in Schweden ihre 
erschütternde Lebensgeschichte. Während 
des Bürgerkriegs im Sudan waren sie von 
bewaffneten Milizen aus dem Norden ent-
führt und als Arbeitskräfte verkauft worden. 
Der Film thematisiert eine bedrückende, 
aber weltweit leider immer noch verbreitete 
Tatsache. Obwohl das Thema weit weg vom 
eigenen Alltag scheint und für Jugendliche 

bei uns die Existenz von Kindersklaverei 
schwer vorstellbar ist, lassen sich Analogien 
zur Schweiz aus der jüngeren Vergangenheit 
feststellen (z.B. Verdingkinder). 

Bildung für Nachhaltige 
Entwicklung
Bildung für Nachhaltige Entwicklung (BNE) 
ist ein kompetenzorientiertes, fächerüber-
greifendes Bildungskonzept und unterstützt 
den Aufbau von fachlichen, personalen, 
methodischen und sozialen Kompetenzen. 
Dies mit dem Ziel, Lernende zu befähigen, 
sich aktiv und selbstbestimmt an der Ge-
staltung von Gegenwart und Zukunft zu 
beteiligen.
	 BNE unterstützt die Lernenden dabei, 
den eigenen Platz in der Welt wahrzu-
nehmen und sich kritisch und kreativ mit 
einer komplexen, globalisierten Welt mit 
unterschiedlichen Wertvorstellungen, dy-
namischen Entwicklungen, Widersprüchen 
und Ungewissheiten auseinanderzusetzen. 
Dazu gehört auch die Reflexion über Werte 
und Denkweisen, Handeln und Erleben und 
darüber, was eine nachhaltige Entwicklung 
für die eigene Lebensgestaltung und für 
das Leben in der Gesellschaft und im Beruf 
bedeutet. 
•	 Die Lernenden erwerben interdisziplinä-
res Wissen zu Fragen (globaler) gesellschaft-
licher Entwicklungen und können diese 
aufeinander bezogen bearbeiten. 
•	 Sie lernen Fragen zu stellen, ihre Meinung 
zu vertreten und sich an gesellschaftlichen 

Aushandlungs- und Gestaltungsprozessen 
zu beteiligen. 
•	 Sie entwickeln die Fähigkeit, kritisch 
und kreativ zu denken, sich in komplexen 
Zusammenhängen zu orientieren und unter-
schiedliche Interessenlagen auszumachen.
•	 Sie lernen eigene und fremde Werte, 
insbesondere auch Vorstellungen von Ge-
rechtigkeit im Hinblick auf eine nachhaltige 
Entwicklung zu reflektieren.
•	 Sie werden fähig, neue, kreative Lösungen 
zu suchen, Wechselwirkungen zwischen 
Entscheidungen und deren Folgen zu erken-
nen, Handlungsspielräume zu identifizieren 
und nachhaltig zu handeln.   

Kinder auf dem Weg. Sieben Filme zu Bildung, 

Kinderrechten und Kinderalltag.  

DVD-Video mit sieben Dokumentarfilmen (98 

Minuten) / DVD-ROM mit Begleitmaterial und 

Arbeitsblättern. 

éducation21, Filme für eine Welt | Schweiz 2014, 

ab 6 Jahren. 

 

Die Filme sind auch auf dem VOD-Portal zur Miete 

(Streaming) verfügbar. 

Bestellungen DVD (Fr. 60.-): 

éducation21, Tel. 031 321 00 22,  

E-Mail: verkauf@education21.ch

 

Die Unterrichtsimpulse, Hintergrundinformationen 

und Kopiervorlagen finden Sie auf der Webseite 

www.filmeeinewelt.ch. Fo
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Zurzeit haben Publikationen zum Leben 
und Werk von Karl Marx Hochkonjunk-

tur. Dies ist nicht allzu erstaunlich. Denn 
zum einen hätte Karl Marx dieses Jahr 
seinen 200. Geburtstag feiern können, und 
ein solches Jubiläum befeuert in der Regel 
die Produktion entsprechender Schriften. 
Und zum andern scheint das Werk von 
Karl Marx angesichts der kriselnden Welt-
wirtschaft alles andere als obsolet zu sein. 
	 Im Folgenden seien zwei Bände vorge-
stellt, die sich Marx mit unterschiedlichen 
Ansprüchen nähern.

Nicht immer sehr tiefschürfend
In dem von Beat Ringger und Cédric 
Wermuth herausgegebenen Sammelband 
«MarxNoMarx» äussern sich gemäss Un-
tertitel «33 Linke zur Frage, wie das Werk 
von Marx heute wieder fruchtbar gemacht 
werden kann». Dabei nehmen sich die 
Autorinnen und Autoren in ihren kurzen 
Beiträgen zum Teil recht unterschiedliche 
Problemfelder vor. 
	 Als einer der zentralen Schwerpunkte lässt 
sich trotz dieser Vielfalt die Frage ausma-
chen, wie sich die gesellschaftliche Arbeit 
verändert und sich verändern wird. Wird, 
beschleunigt durch die Digitalisierung, die 
verfügbare (Lohn-)Arbeit abnehmen – und 
dies bei wachsendem Güterausstoss? Wäre 
in diesem Fall ein existenzsicherndes Grund-

Marx – aktuell und historisch
Anlässlich des 200. Geburtstags von Karl Marx erschienen in den 
letzten Monaten viele Publikationen, die sich seinem Werk widmen. 
Unser Rezensent hat zwei ausgewählt. Von Martin Stohler

Fixierung auf Marx das Blickfeld tendenziell 
derart strukturiert, dass gewisse Bereiche 
gar nicht erst oder nur schemenhaft wahr-
genommen werden. Das gilt insbesondere 
für den Bereich der politischen Demokratie 
und die Ausgestaltung des Rechtsstaates. 
Selbst die löblichen Versuche, Marx als 
Denker der Freiheit (Urs Marti) sowie als 
radikaldemokratischen Praktiker (Jo Lang) 
zu präsentieren, ändern nicht viel daran. 
Angesichts des «Kulturkampfs», mit dem 
die SVP unser Land überzieht, und der 
zunehmenden Propagierung von autoritären 
und totalitären Staatskonzepten, eine mir 
unverständliche Betriebsblindheit.

Hilfreicher Begleiter
Noch vor dem eigentlichen Marx-Jubiläum 
– aber wohl doch auch im Hinblick auf 
dieses – gaben Michael Quante und David 
P. Schweikard 2016 ein gewichtiges Marx-
Handbuch heraus. Dieses Werk erhebt nicht 
den Anspruch, Marx für das 21. Jahrhundert 
zu aktualisieren. Sein Ziel ist es, eine solide 
Grundlage zum Verständnis von Marx‘ 
Leben und Werk zu bieten. Dabei werden 
verschiedene zentrale Schriften genauer 
beleuchtet und Konzepte und Begriffe he-
rausgearbeitet. Dass das eine oder andere 
dabei zwangsläufig zu kurz kommt oder 
überhaupt entfällt, lässt sich kaum vermei-
den. Mehrere Kapitel sind auch der Wirkung 
von Marx und verschiedenen Spielarten des 
Marxismus gewidmet. Friedrich Engels – 
dem unermüdlichen Mitarbeiter von Marx 
und einer der frühesten Begründer des 
Marxismus – ist immerhin auch ein Kapitel 
gewidmet. Wer sich auf den historischen 
Marx einlassen will, hat mit dem Handbuch 
einen hilfreichen Begleiter.  

Cédric Wermuth/
Beat Ringger (Hrsg.): 

MarxNoMarx. 
edition 8, Zürich 2018. 

228 Seiten, 23 Franken.

Michael Quante/David 
P. Schweikard (Hrsg.): 
Marx-Handbuch – Leben, 
Werk, Wirkung. J.B. 
Metzler, Stuttgart 2016. 
443 Seiten, 
69.90 Franken.

einkommen für alle die Lösung? Dessen 
Einführung bedeutet allerdings, wie Avji 
Sirmoglu und Peter Streckeisen darlegen, 
per se noch keine Überwindung des Kapi-
talismus, kann aber auch einen Beitrag zur 
Kritik der «Arbeitsreligion» leisten. Holger 
Schatz macht in der kapitalistischen Wirt-
schaft eine ganze Menge an «überflüssiger 
Arbeit» aus (etwa in der Werbeindustrie), 
die keinesfalls naturnotwendig ist und deren 
Wegfall ebenfalls Zeit freisetzen dürfte. Min 
Li Marti und Balthasar Glättli zeigen auf, 
dass für Marx die eigentliche Freiheit jenseits 
der Arbeit mit der freien Zeit beginnt, und 
sehen in der Digitalisierung nicht nur eine 
Gefahr, sondern auch eine Chance, unser 
gesellschaftlich produziertes Wissen auf 
neue Füsse zu stellen.

Im Gefolge der 68er-Bewegung wurde be-
kanntlich auch feministische Kritik an Marx 
laut. Diese findet sich – in der Regel unter 
dem Stichwort Care-Arbeit – in mehreren 
Beiträgen wieder. Einen fundierten Einblick 
in die Debatten um Geschlecht, Rasse, Klasse 
und Nationalismus bietet namentlich der 
Beitrag von Katrin Meyer. Lesenswert auch 
die Präzisierungen zu Marx‘ Klassenbegriff 
von Vania Alleva und Andreas Rieger, deren 
Schlussfolgerungen allerdings ernüchternd 
sind. 

«MarxNoMarx» hinterlässt bei mir einen 
zwiespältigen Eindruck. Die Bezugnahme 
auf Marx ist nicht immer sehr tiefschürfend, 
und die «Erneuerungsversuche und die Krise 
des Marxismus» der 1970er- und 1980er-
Jahre sind kein Thema. Verheerender als 
dieser blinde Fleck ist der Umstand, dass die 
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E inen Maturabschluss für alle anzubieten, 
ist eine hervorragende Idee! Ich muss 

gestehen, als ich das Buch angefangen habe 
zu lesen, war ich mit der Forderung von An-
dreas Pfister gar nicht einverstanden. Ich las 
den Text deshalb auch überaus kritisch. Nun, 
natürlich habe ich «Fehler» gefunden und 
ich bin nicht immer einer Meinung mit dem 
Autor. Auch fehlen wichtige Aspekte und der 
Text ist mir streckenweise zu emotional. Aber 
dennoch haben mich Pfisters Argumente im 
Laufe der Lektüre immer mehr zum Nach-
denken gebracht und endlich überzeugt. 
Doch der Reihe nach.

Drei Arten von Matur
Zu Beginn seines Buchs benennt der Autor 
seine Forderungen und Ziele klar. Es geht 
ihm nicht darum, einfach «die Matur» für alle 
möglich zu machen, sondern drei verschie-
dene Arten des Matura-Abschlusses anzubie-
ten. Die gymnasiale Matur, die Berufsmatur 
und die Fachmatur, die beiden letzteren 
jeweils noch aufgeteilt in zwei Niveaus. 

Bliebe damit letztlich nicht alles so, wie es 
jetzt bereits ist – nur mit anderen Benennun-
gen der Schulabschlüsse? Nein. Die obliga-
torische Schulzeit würde für alle verlängert 
werden bis zum 18. Lebensjahr. Hier liegt 
meiner Meinung nach auch ein massiver 
Schwachpunkt von Pfisters Vorschlägen: 
in diesen fehlt bis zur Volljährigkeit die 
Vorbereitung auf die Berufspraxis völlig. 
Dagegen wäre meiner Ansicht nach eher 
eine Kombination von Theorie und Praxis 
zu überlegen. Aber Pfister muss ja auch 
nicht eine perfekte Lösung für die Bildungs-
politik anbieten. Wenn er es schafft, mit 
seinem Buch Diskussionen auszulösen und 
Menschen aus Wirtschaft und Politik zum 
Denken anzuregen, hat er schon viel erreicht.

Ideal, so der Autor, wäre «ein Drittel 
gymnasiale Maturität, ein Drittel Berufsma-
turität, ein Drittel Fachmaturität. 10 Prozent 
der Jugendlichen erhalten eine Sonderför-
derung.» Auf diese Sonderförderung wird 
im Buch jedoch nie eingegangen. Es wäre 
noch spannend zu erfahren, was für einen 
Abschluss diese Jugendlichen machen 
könnten. Nun denn.

Anschlussfähigkeit der 
Abschlüsse und Erhöhung des 
Bildungsstands
Die Trends der Gegenwart weisen darauf 
hin, dass die Bevölkerung eine immer 

komplexere Bildung benötigt und erwirbt. 
Globalisierung und Digitalisierung ver-
ändern nicht nur die Bildungslandschaft, 
sondern auch die gesamtgesellschaftlichen 
Strukturen. Auf diese Veränderungen sollte 
die Schweiz flexibel reagieren können, um 
den Anschluss nicht zu verpassen. Auch auf 
den demografischen Wandel, die Migration 
und Ressourcenknappheit müssen Antwor-
ten gefunden werden. Deshalb, so Pfister, 
muss das Bildungssystem weiterentwickelt 
werden. 
	 Das beinhaltet auch, dass die Schweiz 
keine nur noch im Inland anerkannten 
Abschlüsse anbieten kann. Internationale 
Firmen stellen lieber Personal mit akademi-
schen Abschlüssen an und stufen die zwar 
genauso hochwertigen aber international 
unbekannten Abschlüsse von Schweizer 
Schulen zu tief ein. Dass die Schweiz im 
globalen Wettbewerb auch in der Bildung 
anschlussfähig bleibt, sollte in der nationalen 
Bildungspolitik zuoberst auf der Agenda 
stehen.

Selbstverständlich würde diese Anpassung 
nichts an der hohen Qualität der Schulbil-
dung ändern. Die Matur würde nicht einfa-
cher und wertloser, weil viel mehr Menschen 
sie haben. Im Gegenteil; das Wissen der 
Gesellschaft würde sich so weiter erhöhen. 
Bereits jetzt steigt der Bildungsgrad in der 
Schweiz kontinuierlich an. Als Beispiel 
nimmt Pfister die Stadt Zürich. Betrug der 
Anteil von tertiär Gebildeten 1970 9 Prozent, 
sind es 2015 schon 47 – bei den jungen 
Erwachsenen sind es sogar zwei Drittel. 
Obwohl der Bildungsstand der Bevölkerung 
also bereits stetig weiter steigt, ist dieser 
nach wie vor nicht ausreichend, um der ho-
hen Nachfrage nach «Fachkräften» gerecht 
werden zu können.

Tatsächlich haben wir, wie es der omniprä-
sente Begriff vermuten lässt, in der Schweiz 
einen «Fachkräftemangel». Zum einen bei 
Berufen, für die es eine hohe Qualifizierung 
braucht, zum anderen aber auch in Berufen 
mit geringeren Qualifikationsanforderun-
gen. So werden zum Beispiel Ärzte und 
Ärztinnen genauso wie Pflegepersonal benö-
tigt. Zurzeit wird der Bedarf in der Schweiz 
überproportional durch Arbeitskräfte aus 
dem Ausland gedeckt, die in die Schweiz 
kommen. Das ist an sich nicht schlecht. 
Ausser, es werden damit hiesigen jungen 
Erwachsenen die Chancen genommen, 
sich möglichst gut in den Arbeitsmarkt zu 

Überzeugende Argumente
Kritische Anmerkungen zum provokativen und inspirierenden Buch 
von Andreas Pfister, «Matura für alle!» Von Michela Seggiani

Andreas Pfister: Matura für 
alle! Wie wir das Geissenpeter-
Syndrom überwinden. 
Arisverlag, Embrach 2018. 
178 Seiten, Fr. 27.90

integrieren. Genau dies wird aber der Fall 
sein, wenn die Schweiz ihr Bildungsangebot 
nicht anpasst.

Vom «Geissenpeter-» zum  
«Heidi-Syndrom»
Die Angst vor höherer Bildung nennt And-
reas Pfister das «Geissenpeter-Syndrom». 
Heidis Freund Peter, eine Nebenfigur 
des Romans von Johanna Spyri, hasst die 
Schule und hält sich lieber in der Natur auf. 
Er braucht keine Theorie, um in der Natur 
überleben zu können. Der Geissenpeter will 
sich auch seinen Geist nicht einengen lassen 
durch das Korsett der Schule. Diese romanti-
sierte Fantasie einer gesunden Bildungsfer-
ne findet man auch heute noch. Obwohl der 
Fachkräfte- und AkademikerInnenmangel 
allgegenwärtig ist, gilt die Behauptung, zu 
viele WissenschaftlerInnen zu haben, in 
vielen Kreisen als salonfähig.
	 Neben dem Geissenpeter-Syndrom wäre 
es jedoch naheliegend, auch das «Heidi-
Syndrom» genauer unter die Lupe zu 
nehmen. Zwar wird der Aspekt der «Gender-
Diskussion» im Buch kurz angesprochen, 
aber eine wirkliche Auseinandersetzung mit 
Bildung aus Geschlechterperspektive habe 
ich vergeblich gesucht. Es wird erwähnt, dass 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf in 
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A llgegenwärtig wird uns verkündigt, 
ohne immer bessere und intensivere 

Bildung und Weiterbildung ginge gar nichts 
mehr: Die Menschen würden ansonsten 
ihre Zukunftschancen auf einen halbwegs 
sicheren und guten Arbeitsplatz verspielen, 
Firmen, Standorte und Gemeinwesen von 
der globalen Entwicklung abgehängt. Dieses 
Dauerrauschen verdichtet sich angesichts 
der tatsächlichen oder beschworenen Di-
gitalisierungswellen, produziert Stress, 
Angst und Konformität, und bereitet weitere 
«Reformen» des Bildungswesens vor. Doch 
bereits jetzt ist Bildung zum Standortfak-
tor, zum Rohstoff verkommen und wird 
nur mehr als Ausbildung begriffen. Im 
vorliegenden Sammelband analysieren 
die AutorInnen diese Verkümmerung von 
Bildung nicht nur, sie spüren den verloren 
gegangenen Motiven und Konzepten einer 
emanzipatorischen Idee von Bildung nach.
Zunächst befassen sich die Beiträge im 
ersten Drittel des Bandes mit der «Öko-
nomisierung» von Bildung, die auf zwei 
Ebenen beschrieben wird – auf der Ebene 
der Bildungsinhalte sowie auf der Ebene der 
Bildungsformen und -einrichtungen. Wie 
diese Tendenzen der Ökonomisierung und 
Bürokratisierung der Bildung die sozialen 
Ungleichheiten, die im Bildungswesen exis-
tieren, weiter verstärken, zeigen die Beiträge 
im Mittelteil. 

Gegen die betriebs- und volkswirtschaft-
lich motivierte Reduktion von Bildung hat 
das Denknetz, insbesondere die Fachgruppe 
Bildung, bereits 2007 betont: «Bildung ist 
zwar immer auch Mittel, indem sie uns hilft, 
in dieser Welt bestehen zu können, aber sie 
ist insbesondere und in erster Linie Wert in 
sich selbst: indem sie uns dazu befähigt, uns 
unsere Zwecke selber setzen zu können.» Die 
Beiträge im letzten Drittel des Sammelban-
des greifen diesen Gedanken auf und spüren 
den Möglichkeiten einer Emanzipation 
durch Bildung nach. 

Wir freuen uns, in diesem Jahrbuch nach 
einer längeren Pause wieder französisch-
sprachige Beiträge publizieren zu können. 
Wir verdanken sie der Regionalgruppe des 
Denknetzes in der Romandie, die seit drei 
Jahren aktiv ist. Das Denknetz wird weiterhin 
regelmässig französischsprachige Artikel 
publizieren und so auf die Vielfalt der Dis-

kurse in den verschiedenen Sprachregionen 
eingehen.

Mit Beiträgen von Fitzgerald Crain, Wibke 
Opermann, Johannes Gruber, Theres Ham-
mel, Linda Stibler, Thomas Ragni, Simone 
Ambord, Monique Brunner, Isabel Martinez, 
René Levy, Nadia Lamamra, Farinaz Fassa, 
Catherine Haus, Fabienne Amliger, Holger 
Schatz, Erich Ribolits, Ute Klotz, Katharina 
Steinmann, Beat Ringger, Markus Truniger, 
Annemarie Sancar,  Roland Herzog, Hans 
Baumann, Anton Hügli, Romy Günthart, 
Chantal Hinni, Hans Baumann, Magdalena 
Küng, Tamara Funicello, Eva Krattiger, Bar-
bara Gurtner, Lena Frank, Roland Herzog, 
Bruno Bollinger  

Bildung und Emanzipation
Wie Ökonomisierung von Bildung soziale Ungleichheiten verstärkt 
und was es dem entgegenzusetzen gilt: Das Denknetz-Jahrbuch 
2018 hat «Bildung und Emanzipation» als Themenschwerpunkt.
Von Holger Schatz, Redaktion Denknetz

Hans Baumann, Roland Herzog, 
Annemarie Sancar, Johannes 
Gruber, Fitzgerald Crain und 
Holger Schatz (Hg.): Bildung und 
Emanzipation, Denknetz-Jahrbuch 
2018. 
Edition 8, Zürich. Fr. 25.90 
(Denknetz-Mitglieder erhalten das 
Jahrbuch kostenlos per Post)

der Schweiz so gar nicht geht und dass für 
hochqualifizierte Frauen bessere Anreize 
geschaffen werden müssen, wieder in den 
Arbeitsmarkt zurückzukehren. Aber die 
Fakten, nämlich die massive Chancenun-
gleichheit zwischen den Geschlechtern in 
der Schweiz, werden nicht erläutert. Nicht 
im Schulsystem und auch nicht später in der 
Ausbildung oder dem Berufswesen. Deshalb 
wünsche ich mir von Andreas Pfister ein 
nächstes Buch zu diesem Thema.

Und überhaupt: Ich möchte mehr von ihm 
lesen und hören, damit ich mich weiterhin 
aufregen und nerven kann über ihn und 
seine polemischen Ideen, die sich ja dann 
doch als ziemlich gut herausstellen und mich 
anregen, über vieles nachzudenken. Wenn 
ein Buch es schafft, mich wütend zu machen 
auf eine Weise, dass ich dennoch inspiriert 
werde, diskutieren zu wollen, kann ich es nur 
weiterempfehlen!  

Michela Seggiani ist Erziehungsrätin im Kanton 

Basel-Stadt.

Zur Verstärkung unserer 
Redaktionsgruppe 

suchen wir engagierte  
VPOD-Mitglieder, die Erfahrung  
im Bildungsbereich haben. 
Willkommen sind dabei Lehrende 
aus allen Bildungsstufen.

Die Redaktionsarbeit besteht 
vor allem aus der gemeinsamen 
Erarbeitung von Konzepten für 
Themenschwerpunkte. Wichtig sind 
im Konkreten auch Vorschläge von 
Artikeln und AutorInnen sowie das 
Schreiben von Textbeiträgen. Die 
Redaktion trifft sich circa viermal 
jährlich.

Wir würden uns über jede Form  
von Mitarbeit freuen. 
 
Bitte meldet euch unter:
redaktion@vpod-bildungspolitik.ch
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Wie habt ihr es 2015 geschafft, Mitglieder zu 
finden, die im Vorstand mitarbeiten?
Martin Wyss – 2015 ist der ganze Vorstand 
auseinandergebrochen, plötzlich war ich 
alleine mit der damaligen Präsidentin Silva-
na Behler. Wir sind dann zusammen Listen 
von Leuten durchgegangen, die politisch 
interessiert und im Service public beschäftigt 
sind. Die haben wir dann direkt angefragt, ob 
sie mithelfen wollen, den VPOD Luzern neu 
aufzustellen. Überraschenderweise haben 
dann gleich acht Leute zugesagt. Silvana ar-
beitete den neuen Präsidenten Urban Sager 
noch ein, ab 2016 war der neue Vorstand 
funktionsfähig. 

Die erste Entscheidung des Vorstands war 
es, aktivistischer zu werden: Wir wollten in 
der Öffentlichkeit, in den Medien präsenter 
sein, zu den Leuten in die Betriebe und Schu-
len gehen. Und auch mit anderen Verbänden 
zusammenarbeiten.

Konkret haben wir ein Projekt zur Auf-
bauarbeit in den Lehrberufen gestartet. 
Die Lehrerin Gianna kannte ich persönlich 
noch aus der Pfadi. Im Ausgang habe ich sie 
einfach mal angefragt, ob sie sich im VPOD 
engagieren wolle. Da sie ohnehin vorhatte 
berufspolitisch aktiver zu werden, hat sie 
zugesagt. Andere aus ihrem Bekanntenkreis 
kamen dann hinzu. Zentral war auch Binja, 
die gerade aus der Ostschweiz nach Luzern 
gezogen und zuvor bereits im dortigen 
VPOD sehr aktiv war.

Mittlerweile gibt es seit fast drei Jahren 
bei den Lehrpersonen wieder eine kontinu-
ierliche gewerkschaftliche Arbeit. Das hatte 

es schon lang nicht mehr gegeben in der 
Region Luzern. 

Wie äussert sich die Zusammenarbeit mit 
anderen Verbänden?
Um den Sparpaketen und dem Abbau des 
Service public in Luzern wirksam entgegen-
treten zu können, haben wir die Luzerner 
Allianz für Lebensqualität gegründet, einen 
Zusammenschluss von über vierzig Orga-
nisationen. Gemeinsam haben wir dann 
drei Initiativen lanciert, eine davon war die 
Bildungsinitiative, mit der wir eine hohe 
Bildungsqualität im Kanton Luzern in die 
Verfassung schreiben wollten. Durch die 
enge Zusammenarbeit mit anderen Verbän-
den haben wir es geschafft, den Druck auf 
die Politik zu erhöhen. Wichtig waren hierfür 
besonders die eher bürgerlichen Verbände 
wie der Lehrerverband und der Staatsper-
sonalverband. So wurde auch der VPOD 
wieder mehr wahrgenommen. In der Allianz 
sind nun alle Verbände für den öffentlichen 
Dienst, alle Berufsverbände wie z.B. der 
Mittelschullehrerverband oder der Verband 
des Pflegepersonals. Koordiniert wird die 
Allianz vom Luzerner Gewerkschaftsbund.

Leider haben wir die Abstimmung über 
die Bildungsinitiative im September verlo-
ren. Was aber funktioniert hat: Die ganzen 
letzten drei Jahre standen unsere Initiativen 
im Raum, sodass die Regierung sich immer 
wieder bei all ihren Sparmassnahmen erklä-
ren musste, dass diese nur einmalig und vor-
übergehend seien. Das ist letztlich der Erfolg 
der Initiativen. Will man dagegen etwas gegen 

Projektorientierter 
und datenbasierter 
Gewerkschaftskampf
Nach überstandener Krise gibt es seit 2016 in der Region Luzern 
einen neuen Vorstand, der die politische und gewerkschaftliche 
Arbeit des VPOD reaktivierte. Besondere Aufbauarbeit wird im 
Bereich Lehrpersonen geleistet.

konkrete Sparmassnahmen unternehmen, 
ist ein Referendum wohl wirkungsvoller: Mit 
einem solchen haben wir zum Beispiel die 
Reduktion kantonaler Beiträge an die Musik-
schulen verhindern können. Diese hätte eine 
höhere Kostenbeteiligung der Eltern bedeutet. 
Wir hatten einen Riesenerfolg: 25000 haben 
das Referendum unterschrieben und die Ab-
stimmung haben wir mit 60/40 gewonnen. 
Ein historischer Moment. 

Was habt ihr noch gegen die Abbaumassnah-
men der Luzerner Regierung unternommen?
Wir haben realisiert, dass die Berufsverbände 
völlig resigniert waren und neuen Schub 
brauchten. Wir haben es dann geschafft, aus 
einer Demonstration, die nur zwei Stunden 
am Nachmittag stattfand, einen Warnstreik 
zu machen. Auch das war historisch für 
Luzern. Die Teilnehmenden organisierten, 
dass KollegInnen einsprangen und so die 
Betreuung der Lernenden gewährleistet 
war. Trotzdem war das Wording wichtig, 
nur schon einmal das Wort «Streik» in den 
Mund zu nehmen, war sehr wichtig.
	 Und im Zuge des Warnstreiks hat der 
VPOD gefordert, dass die Sozialpartner-
schaft zwischen dem Kanton und den 
Verbänden, die bisher inexistent respektive 
überlagert von der Finanzpolitik war, auf 
eine neue Basis gestellt wird mit einem 
GAV für das Staatspersonal. Das hat der 
Kanton wie selbstverständlich abgelehnt und 
behauptet, dass die Angestellten zufrieden 
seien, das würden Umfragen zeigen. 

Wie habt ihr auf diese Behauptung reagiert?
Von diesem Punkt an wussten wir, dass wir 
eigene Zahlen brauchen, also Daten erheben 
müssen. Deswegen haben wir unser Projekt 
einer repräsentativen Umfrage über die 
Arbeitsbedingungen im Luzerner Service pu-
blic gestartet, die jetzt am Anlaufen ist. Diese 
Umfrage soll wissenschaftlichen Standards 
entsprechen, dafür haben wir bereits einige 
Instrumente gesichtet wie den «Index gute 
Arbeit» des DGB, den ich ausgesprochen gut 
finde. Diesen kann man auch auf bestimmte 
Themen wie «Digitalisierung» oder auf die 
konkrete Situation in den Behörden und 
Schulen anpassen. Genau an solchen An-
passungen arbeiten wir gerade.
	 Unsere Idee ist es, zu den Leuten zu gehen 
und als Resultat davon gleichzeitig etwas in 
der Hand zu haben, mit dem wir den Druck 
auf die Regierung erhöhen können. Um 
sie in Erklärungsnotstand zu bringen, zum 
Beispiel mit dem Faktum, dass Lehrperso-
nen in vielen Fällen überbelastet sind. Am 
Schluss soll ein Bericht über die konkrete 
Arbeitssituation von Angestellten im Service 
public des Kantons Luzern vorliegen, den wir 
in den Medien vorstellen können. Arbeitszeit 
wird das Hauptthema sein, auch die Frage 
der Zeiterfassung.

Im Gespräch mit 
Martin Wyss, 
Regionalsekretär 
Luzern.
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Im Gespräch mit Lehrpersonen merke 
ich, dass eine Entgrenzung von Arbeit und 
Freizeit stattfindet, Übergänge von Arbeit 
und Freizeit fliessend sind. Für diese ist 
nicht die konkrete Arbeitszeit das Problem, 
sondern, dass sie das Gefühl haben, die 
Anforderungen an die eigene Arbeit steigen – 
die Ressourcen, die sie zur Verfügung haben, 
aber nicht. Eine Lektion mehr unterrichten 
ist zwar viel Mehrarbeit und eine Lohnein-
busse, aber was sie nervt, ist etwas anderes, 
nämlich dass sie das Gefühl haben, sie 
werden komplett alleingelassen beim Unter-
richt. Dass sie zum Beispiel jetzt integrative 
Förderung machen müssen und gleichzeitig 
als Klassenlehrperson die Aufgabe haben, 
das abzufedern und die gleiche Qualität zu 
bringen – aber das kann gar nicht gelingen, 
egal wie du dich anstrengst. 

Die Verbandskommission Bildung des 
VPOD hat dieses Jahr ja genau zum Thema 
steigender Arbeitsbelastungen die Kampag-
ne «Lasst uns endlich wieder unterrichten!» 
lanciert. Warum habt ihr euch in Luzern 
nicht an dieser beteiligt?
Wir waren leider aufgrund einer kurzfristi-
gen Absenz nicht an der Verbandskonferenz 
in Neuchâtel vertreten, an der diese Kampag-
ne gestartet wurde, sodass ich diese  nur per 
E-Mail mitbekommen habe. Aber ich habe 
auch grundsätzlich ein Problem mit man-
chen unserer Kampagnen: Oft bleibt meines 
Erachtens bei diesen  unklar, an wen sie sich 
eigentlich richten. 1:1 übertragbar auf die 
kantonale Ebene sind sie jedenfalls oft nicht. 
Oder aber die Flughöhe ist zu hoch, so dass 
der konkrete Inhalt zu abstrakt bleibt. Oft ist 
es ein Mega-Problem, dass es bei unseren 
nationalen Projekten und Kampagnen keine 
klaren und messbaren Ziele gibt, zu wenig 
überlegt wird, was man mit der Kampagne 
erreichen will und wer die Zielgruppe ist. 
	 Bei unserer Umfrage ist es dagegen eben 
genau so, dass wir ganz konkrete Ziele 
verfolgen. Wir gehen in die Betriebe, stellen 
persönliche Kontakte her, gewinnen Daten 
und Erkenntnisse über Arbeitsbedingungen, 
die wir aufbereiten und für Anschlusskam-
pagnen weiterverwenden können. Wir haben 
fünf Ziele definiert, die realistisch sind und 
deren Erreichung messbar ist. Damit ist der 
Erfolg der Kampagnen bewertbar. Das fehlt 
mir bei nationalen Kampagnen oft, z.B. auch 
bei der Gesundheitspetition vor zwei Jahren. 
Wenn du nicht konkret sagen kannst, was das 
bringen soll, dann kannst du die Leute damit 
auch nicht erreichen. Und wenn keine Ziele 
definiert sind, bleibt auch der Lerneffekt aus.

Wenn ich dich richtig verstehe, schlägst du 
eine stärkere Regionalisierung der Kam-
pagnenarbeit vor?
Eben gerade nicht. Wir müssen insgesamt 
kampagnenorientierter arbeiten, Kampag-

nen professioneller umsetzen und breiter 
zugänglich machen. Konkrete Projekte mit 
den Mitgliedern gemeinsam erarbeiten und 
damit in den Betrieben präsent sein und 
an die Öffentlichkeit treten. Das bedeutet 
auch projektorientiert zu arbeiten, immer 
wieder neue Projekte zu starten. Eine solche 
projektorientierte Denkweise ist eine andere 
als die Logik eines Verbandssekretärs, der 
langfristig denkt.
	 Ich finde, der VPOD müsste schon längst 
eine Stelle haben, die all die Kampagnen 
koordiniert. Und die auch das Fachwissen 
hat, wie Kampagnen am besten aufgezogen 
werden, wie man Leute für ehrenamtliche 
Projektarbeit gewinnt, auch wie man Projek-
te abschliesst. Wir müssen unbedingt einen 
besseren internen Austausch herstellen, 
damit die Leute, die Projekte machen, auch 
an andere die Erfahrungen weitergeben. Und 
erfolgreiche Projekte in andere Regionen 
getragen werden. Auch dies wäre die Aufgabe 
einer Kampagnenstelle.

Die Umfrage, die wir gerade in Luzern 
machen, könnte man auch national durch-
führen. Damit hätten wir einen aussagekräf-
tigen Datensatz über Arbeitsbedingungen 
und Verdienst der öffentlichen Angestellten 
nach Funktion. Unsere Vision wäre es, die-
sen für jeden, der die Umfrage mitmacht, 
zugänglich zu machen, sodass er sehen kann, 
wo er im Vergleich steht. Wenn wir jetzt 
in Luzern mit der Umfrage Erfolg haben, 
Mitglieder zu gewinnen, dann bin ich 100 
Prozent sicher, dass das auch in anderen 
Regionen funktionieren würde. Zumindest, 
wenn das Zentralsekretariat den Regionen 
entsprechenden Support und zusätzliche 
Mittel anbietet. Wenn du eine gut aufgebaute 
Kampagne angeboten bekommst, dann 
kannst du dich dem fast nicht verwehren. 
Als ZentralsekretärIn musst du diese dann 
halt aktiv in den Regionen bewerben und 
den RegionalsekretärInnen helfen, regionale 
Anpassungen vorzunehmen.

Das Zentralsekretariat muss noch mehr 
ein Dienstleister für die Regionen werden, 
der mit professionellen Kampagnen und 
brauchbarem Material wie zielgruppen-
spezifische Flyer, Konzepte, durchdachte 
Wordings usw. den Regionen Kampagnen-
angebote macht und diese professionell 
supportet. 

Ihr habt mehr vor als nur eine Kampagne 
durchzuführen. Was ihr macht, ist schon 
eine Form von Sozialforschung: Erst mal 
Daten erheben und auswerten. Zuerst stellt 
ihr fest, welche Probleme vor Ort bestehen 
und dann diskutieren und erarbeiten die 
Leute vor Ort die Kampagne.
Egal ob du es Kampagne oder Projekt nennen 
willst, es hat ein Ende. Der Endpunkt ist die 
Medienkonferenz. Und für so ein konkretes 
Ziel kannst du die Leute motivieren mitzu-

machen: Auf dieses Ziel hin präsentieren 
wir eine professionelle Dokumentation. Und 
wenn diese abgeschlossen ist, dann kommt 
eine Auswertungsphase. Und dann überle-
gen wir, was die nächsten Schritte sind.
	 Dann können wir wieder etwas Neues 
starten. Im Idealfall hast du Leute, die du 
über das Projekt gewonnen hast und nun 
bereit sind, etwas Neues mit dir aufzugleisen. 
Entscheidend ist aber, dass du den Leuten 
sagen kannst, du bist jetzt mal für ein Projekt 
dabei, ab heute bis September 2019. Und 
bis dahin wollen wir das und das erreicht 
haben. Und dann können die Leute damit 
auch planen. Vielleicht fangen sie dann eine 
Ausbildung an und haben wieder weniger 
Zeit, sodass sie am nächsten Projekt nicht 
mehr mitarbeiten können. Aber du hast 
etwas mit ihnen zusammen auf die Beine 
gestellt, und es kommen wieder neue Leute 
für neue Projekte.

Mein Fokus ist mega-stark auf die Region. 
Ich will solche Projekte machen. Nicht zu-
letzt will ich die LehrerInnengruppe weiter 
aufbauen. Mit dieser regionalen Arbeit bin 
ich schon völlig ausgelastet. Eine Kampag-
nenstelle, die mich dabei unterstützen könn-
te, wäre für mich sehr hilfreich und für die 
Modernisierung des VPOD zwingend nötig.

Was ich brauche, sind keine abstrakten 
Positionspapiere, die in den Verbands-
kommissionen erarbeitet werden, sondern 
Unterstützung bei der Datenerhebung, der 
Auswertung, der Kampagnenplanung, dem 
Layout usw. Ob das nun Lohnverhandlungen 
im Betrieb sind oder die Zusammenarbeit 
mit der Regierung ist, ich muss immer 
ganz konkret benennen können, in welchen 
Abteilungen es besser läuft und in welchen 
schlechter. Also Tatsachen abbilden. Und 
auch auf die umliegenden Kantone einge-
hen. Belegen können, das ist so und so. Ihr 
müsst jetzt da besser werden. Weil die Leute 
sonst nach Zug oder in den Aargau gehen. 
Und das ist dann aber nicht nur eine mehr 
oder weniger leere Drohung, das können wir 
dann belegen, weil wir eine repräsentative 
Umfrage gemacht haben. Das brauch ich, 
um meine Verhandlungsposition zu stärken. 
Und das schaff ich nicht mit Positions-
papieren oder Petitionen, da brauche ich 
genau die Daten. Und das merk ich in allen 
Verhandlungen.

Das Argumentieren auf der Basis von 
Daten ist die Grundlage, Leute zu mobilisie-
ren, auf die Strasse zu gehen und so in eine 
ernstzunehmende Verhandlungsposition zu 
kommen. Es muss die Aufgabe des Zentralse-
kretariats werden, dabei die Regionen mehr 
mit Dienstleistungen zu  unterstützen.   

Interview und Text: Johannes Gruber

Region Luzern



vpod basel lehrberufe
Regionalteil beider Basel

Als Folge des aktuellen Leistungsauftrags der Trä-
gerkantone muss die Universität Basel von 2018 
bis 2021 total 80 Millionen Franken einsparen. 
Die vorgesehenen Massnahmen belasten das 
administrative Personal und beeinträchtigen die 
wissenschaftliche Qualität von Forschung und 
Lehre immer weiter. 
Von Kerstin Wenk

Der vpod region basel ist entsetzt und empört darüber, 
dass an der Universität weiterhin ohne Besinnung 

und Mass gespart wird. Dem Personal wird für das 
Jahr 2019 der Stufenanstieg verwehrt. Dieser Entscheid 
steht in direktem Zusammenhang mit dem aktuellen 
Leistungsauftrag der Trägerkantone, der kumulative 
Einsparungen von 8o Millionen Franken zwischen 

2018-2021 vorsieht. Solche Sparvorgaben sind inakzep-
tabel, da gleichzeitig die Kantone Basel-Landschaft und 
Basel-Stadt tiefschwarze Zahlen schreiben.

Auf Kosten des Personals
Die vorgesehenen Einsparungen werden mit einem 
ganzen Bündel von Massnahmen umgesetzt und treffen 
das Personal gleich zweimal. Einerseits ist der Spardruck 
im Arbeitsalltag deutlich spürbar: Es wird durch Re-
organisation versucht, allen Ansprüchen gerecht zu 
werden. Dies geschieht allerdings auf dem Buckel der 
Mitarbeitenden, die von Unsicherheit, Kündigungen 
und immer grösseren Arbeitsbelastungen betroffen 
sind (vgl. Bericht Seite 30). Und: Trotz dem bisher 
solidarischen Engagement der Mitarbeitenden – die 
immer mehr arbeiten, um den zusätzlichen Aufwand 
zu bewältigen – soll ihnen nun der Stufenanstieg 2019 
verwehrt werden! Statt Dank gibt’s Demotivation! 

Der vpod region basel forderte vehement via Me-
dienmitteilung Einsicht in die genauen Hintergründe 
und Pläne hinsichtlich des derzeit stattfindenden 
Kaputtsparens der Universität Basel. Die Universität 
befindet sich auf Grund des Spardrucks in einer Ab-
wärtsspirale, welche bald nicht mehr aufzuhalten sein 
dürfte. Frei nach dem Motto: «Sparen, koste es, was es 
wolle!» Weniger Professuren, weniger Mitarbeitende, 
weniger Qualität – der Reputationsschaden ist bereits 
Wirklichkeit.

Frauen besonders betroffen
Weitere Sparstrategien der Fakultäten sind zwar noch 
nicht bekannt, wurden aber bereits angekündigt. Be-
reits jetzt trifft die Streichung des Stufenanstiegs die 
Mitarbeitenden in tiefen Lohnklassen besonders hart. 
In diesen Stufen arbeiten überdurchschnittlich viele 
Frauen. Soziale Abfederungen für diese sind dringend 
nötig; so wie dies fairerweise auch im Jahr 2004 in 
Verhandlungen mit dem vpod region basel beschlossen 
worden ist. Zu jener Zeit ging es um den Teuerungsaus-
gleich, dieser wurde zumindest den Mitarbeitenden in 
den Lohnklassen 1-11 gewährt, damals mit 0,4 Prozent. 
Der vpod region basel erwartet, dass die beiden Kantone 
eingreifen und die bisherigen Spar- und Abbauentschei-
de korrigieren. Die Spartragödie an unserer Universität 
muss ein Ende nehmen. 

In einem Brief an den Universitätsrat forderte der 
vpod region basel zusammen mit dem Baselstädtischen 
Angestellten-Verband (BAV) reguläre Stufenanhebun-
gen für 2019, einen angemessenen Teuerungsausgleich 
analog den beiden Trägerkantonen Basel-Landschaft 
und Basel-Stadt sowie eine Neutralisierung der auf-
gelaufenen Minusteuerung. Der Ball liegt nun beim 
Arbeitgeber.

Kerstin Wenk, Regionalsekretärin Bildungs- und Sozialbereich, 

kantonale Verwaltung beider Kantone sowie Gremien
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Knapp 45 Millionen Franken muss die Universität 
Basel gemäss aktuellem Leistungsauftrag bis 2021 
sparen. Damit ist der Spardruck für die Universität 
nun Realität. Der Abbau verläuft schleichend und 
individuell. Nur die prominenten Fälle schaffen den 
Weg in die Öffentlichkeit – dass der Sparhammer 
aber nicht nur bei den Fakultäten zuschlägt, son-
dern auch in der Verwaltung, wird medial wenig 
thematisiert. Eine Innenansicht.
Von Sina Deiss

Seit ein paar Jahren arbeitet Natalie1 bereits in der 
Verwaltung der Universität Basel. Sie schätzt ihre 

KollegInnen und das Angebot an Weiterbildungen, 
kurzum: Sie mag ihren Job. Doch nun hat sich einiges 
drastisch geändert. Mittlerweile sei ihr Job eher eine 
mühsame als erfreuliche Aufgabe. «Es herrscht eine 
raue und kalte Atmosphäre», erzählt Natalie. Verant-
wortlich für die nüchterne Stimmung ist die völlige 
Unsicherheit unter den Verwaltungsmitarbeitenden 
darüber, wie es weitergehen wird. Zwar ist seit Anfang 
2017 klar, dass die Universität den Gürtel zukünftig 
enger schnallen muss – welche Konsequenzen dies für 
die Verwaltung haben würde, blieb jedoch lange unklar. 
Auch das Ergebnis der vom Vizerektorat anfangs 2017 
durchgeführten Evaluierung aller Einheiten – sprich 
«Bildung», «Forschung», «Entwicklung» und «Lehre» 
– bot keine eindeutige Gewissheit: Laut Bericht brauche 
es Neustrukturierungen und die Schaffung von einheit-
lichen Strukturen. Für Natalie ein unbefriedigendes 
Resultat: «Darunter kann man sich alles vorstellen. 
Die Kommunikation seitens des Vizerektorats war 
während der ganzen Evaluierung quasi Null.» Auch als 
im Juni 2017 endlich Klarheit über das Budget der Uni 
herrschte, vertröstete man die Mitarbeitenden auf März 
2018 mit der genauen Bekanntgabe der Umsetzung der 
Sparmassnahmen.

Dennoch machte sich bei Natalie zuerst 
Optimismus breit, denn es schien, als sei 
ihre Abteilung nicht vom Abbau betroffen. 
«Die Erleichterung hielt aber nur kurz, 
bald vernahm man erste Kündigungen 
und Kürzungen in anderen Abteilungen.» 
Eine schwierige Situation. Einerseits sei 
man zwar erleichtert, nicht selbst betroffen 
zu sein, andererseits fühlte man mit den 
Betroffenen mit.

Mangelnde Kommunikation, 
Nährboden für Unsicherheiten
Für Natalie sorgt die ungenügende interne 
Kommunikation für Unverständnis. Sie 
empfindet die fehlende Transparenz sei-

tens der Vizedirektion als mangelnde Wertschätzung 
gegenüber den Verwaltungsmitarbeitenden, diese heize 
ausserdem unnötig die Gerüchteküche an. «Immer mal 
wieder hörten wir von Schliessungen ganzer Abteilun-
gen und Fakultäten, die sich im Nachhinein als Ente 
herausstellten. Der ideale Nährboden für Unsicherhei-
ten, nicht nur bei Verwaltungsmitarbeitenden.» Grund 
für die Unklarheiten ist die Autonomie der Verwaltung 
und der Fakultäten bei der Umsetzung des Spardiktats. 
Jede Abteilung in der Verwaltung wie auch die Fakultä-
ten müssen selber schauen, wie sie mit den Einbussen 
zurechtkommen.

Spätestens seit Mitte 2017 geistert also die Angst 
des Jobverlustes durch die Büros der Verwaltung. Der 
psychische Druck wachse, sagt Natalie weiter, «jeden 
und jede kann die Kündigung mit der Begründung 
Umstrukturierungen betreffen.» Aber auch die Unzu-
friedenheit der Mitarbeitenden nehme zu, beobachtet 
Natalie. «Es fehlt eine einheitliche Spar-Strategie. Alles 
ist in der Schwebe, es scheint, als wisse niemand richtig 
Bescheid. Das wirkt sich bereits negativ auf das Arbeits-
klima aus.» In dieser Situation sei Solidarität schwierig, 
weil der Abbau schleichend und individuell verlaufe, 
gleichzeitig aber schnelle und unklare Veränderungen 
bringe. Die Unsicherheit ist enorm, das Vertrauen in 
die Universitätsleitung dahin – vor allem wegen der 
mangelnden Kommunikation.

Gipfel der Dreistigkeit
Als dann Mitte August dieses Jahres die Rektorin An-
drea Schenker-Wicki auf dem jährlichen Ausflug der 
zentralen Universitätsverwaltung ein durchaus positives 
Zukunftsbild zeichnete und zwei Wochen später jedoch 
alle Verwaltungsmitarbeitenden einen Brief erhielten, 
mit der Mitteilung, dass der ordentliche Stufenanstieg 
für 2019 gestrichen sei, war für Natalie der Gipfel der 
Dreistigkeit erreicht. Dass diese faktische Lohneinbusse 
nicht bereits beim Ausflug von Schenker-Wicki the-
matisiert wurde, ist für Natalie völlig unverständlich. 
«Wahrscheinlich wollte sie uns die Stimmung nicht 
vermiesen, aber ganz ehrlich? Für mich ein weiteres 
Beispiel mangelhafter Kommunikation.» 

Wie Natalies Zukunft an der Universität aussieht, 
ist ungewiss. «Wir müssen immer mehr Leistungen 
erbringen und dies mit immer weniger Ressourcen.» 
Lange möchte sie dies nicht mehr mitmachen. 

Sina Deiss, Projektmitarbeiterin Kampagnen und Aktionen

Sparmassnahmen führen zu 
Ungewissheit und Frust:  
Alltag in der Verwaltung der 
Universität Basel
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1 Pseudonym, der wirkliche Name ist der Redaktion bekannt.
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Ein Gespräch mit Beatrice Messerli über ihre 
Erfahrungen aus 40 Jahren Unterricht und gewerk-
schaftlichen Engagements. Von Johannes Gruber

Beatrice Messerli ist in Basel geboren und hat nahezu 
ihr ganzes Leben in ihrer Heimatstadt verbracht. 

Lehrerin werden wollte sie schon immer. Diejenige zu 
sein, die an die Tafel schreiben darf, schien ihr bereits 
in der Primarschule als erstrebenswert. Aufgrund ihres 
Schulabschlusses hatte sie aber nur eine eingeschränkte 
Wahl unter den Ausbildungsgängen zur Lehrperson. 
Da sie ein Faible für Stricken und Nähen hatte – noch 
heute näht sie ihre Kleider selber –, entschied sie sich 
für die Ausbildung zur Textillehrerin. Nach Abschluss 
der Berufsfachschule besuchte sie das Lehrerseminar 
und unterrichtete danach zwanzig Jahre im Pesta-
lozzi-Schulhaus, an der damaligen Sekundarschule. 
	 Handwerkliche Fähigkeiten zu vermitteln, machte 
ihr Freude. Als es dann aber mit der Reform zur Ori-
entierungsschule (OS) möglich war, an der Universität 
Zusatzausbildungen zu absolvieren, nutzte Beatrice dies 
und studierte mit 40 noch Deutsch und Geschichte. Bis 
zu ihrer Pensionierung arbeitete sie als Klassenlehrerin 
21 Jahre am Wasgenringschulhaus (OS 5-7).
	 Nach wie vor ist Beatrice eine Anhängerin der OS, 
auch nachdem diese mit der letzten Schulreform wieder 
abgeschafft wurde. Sie betont die Vorzüge der OS, etwa 
dass die relativ späte Selektion nach der 7. Jahrgangsstu-
fe den SchülerInnen mehr Zeit für Entwicklungen und 
Entscheidungen liess. Auch dass es an der OS weniger 
Separierungen und keine Noten, sondern Lernberichte 
mit Leistungsbeschreibungen gab, findet sie nach wie 
vor sinnvoll. Oder dass die OS eine demokratische 
Schule war, an der die Lehrpersonen Entscheidungen 
selbst trafen. Wenn man als Lehrperson ein Anliegen 
gehabt habe, konnte man dieses an der Schulkonferenz 
vorbringen. Selbst hatte Beatrice für einige wenige Jahre 
auch die Schulhausleitung inne, den Spagat zwischen 
ihrer Rolle als Lehrerin und Schulleitung fand sie gar so 
nicht einfach. Die erste Generation der OS-Lehrerinnen 

sei, wie sie nicht ohne Stolz anmerkt, extrem motiviert, 
engagiert, aber auch aufmüpfig gewesen. Rückblickend 
befindet Beatrice, dass sie das damals relativ gut 
gemacht hätten – im Gegensatz zu heute. Die Refe-
rendumsabstimmung gegen die Implementierung von 
Leitungsstrukturen habe man leider knapp verloren. Mit 
der Einführung von professionellen Schulleitungen in 
den 2000er Jahren sowie der Zerschlagung von Vernet-
zung zwischen den Schulen hat sich das Arbeitsklima 
aufgrund von Hierarchisierung, Bürokratisierung und 
Entmündigung verschlechtert, eine Folge von diesen 
seien nicht zuletzt Demotivation und Entsolidarisierung 
unter den Lehrpersonen. 
	 Als ihre erste politische Aktion nennt Beatrice die 
Demonstrationen für ein Gratis-Tram im Juni 1969. 
Sie kannte damals viele engagierte Menschen, die sie 
mitzogen. Der Gewerkschaft Erziehung beigetreten ist 
Beatrice dann auch bereits zu Beginn ihrer beruflichen 
Laufbahn Anfang der 1970er Jahre. Die Gewerkschafts-
arbeit, die Durchsetzung besserer Arbeits- und Anstel-
lungsbedingungen lag ihr immer schon besonders am 
Herzen. Eine wichtige Etappe ihrer Politisierung waren 
auch die Auseinandersetzungen über die Frauenrechte. 
Dazu gehörte die Einreichung der Basler Lohnklage der 
Kindergarten-, Hauswirtschafts und Textillehrpersonen 
Ende der 1980er Jahre im Kampf um Lohngleichheit 
und um die willkürliche Einstufung aufzuheben und 
gerechte Löhne durchzusetzen. In einem jahrelangen 
Marsch durch die Instanzen gelangten sie zweimal vor 
das Bundesgericht – und erhielten schliesslich Recht. 
Spannend war damals, die ganzen Lohnsystematiken, 
Einordnungen und Klassifizierungen zu studieren. 

Den Reformen der letzten Jahre steht Beatrice skep-
tisch gegenüber. Insbesondere sei zu vieles zu schnell 
auf einmal geändert worden. Dabei wurden die Lehrper-
sonen übergangen, was Unzufriedenheit gefördert habe. 
Sinnvolle Forderungen nach kleineren Schulklassen, 
einer Reduktion von Unterrichtsverpflichtungen und 
einer immer mehr ausartenden Bürokratie finden auf 
dem Basler Erziehungsdepartement (ED) kein Gehör. 
Besonders bedenklich ist für Beatrice das immer auto-
ritärere Auftreten des ED. So habe dieses etwa bei den 
aktuellen Diskussionen um die Basler Gymnasialquote 
im Alleingang ohne Absprache mit den Sozialpartnern 
entschieden, das Selektionsverfahren für den Übertritt 
von der Primar- in die Sekundarstufe I zu ändern und 
weitere Bestimmungen zu erlassen.

Ein ehemaliger Schüler sprach Beatrice vor kurzem 
darauf an, dass sie jeden Morgen im Unterricht ein 
Lachen im Gesicht gehabt habe, dass man stets merkte, 
wie gern sie ihren Beruf ausgeübt hätte. Obwohl dies 
tatsächlich so gewesen sei, vermisse sie seit ihrer Pensio-
nierung die Schule nicht. Sie geniesse es, nun mehr Zeit 
für ihr gewerkschaftliches und politisches Engagement 
zu haben. Für BastA ist Beatrice seit zwei Jahren im 
Grossen Rat, zudem ist sie im Basler Erziehungsrat.
	 Auf die Frage, ob sie nochmals diesen beruflichen 
und politischen Weg einschlagen würde, antwortet sie 
voller Verve: «Ja, ich würde nochmals Lehrerin werden! 
Ja, ich würde nochmals in die Gewerkschaft eintreten!! 
Ja, ich würde nochmals gegen die Einführung von 
Schulleitungen kämpfen!!!»  

Ich treffe die 
Kollegin Beatrice 
Messerli im Xocolatl, 
einem Café für die 
Freundinnen wertiger 
Schokoladen.

Mit einem Lachen im Gesicht
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1. Die «Selbstbestimmungsinitiative» der SVP schwächt unsere Grundrechte. Indem 
diese Initiative die Menschenrechte bekämpft, schafft sie in der Schweiz nicht mehr 
Unabhängigkeit, sondern mehr Willkür und rechtliche Unsicherheit.

2. Die «Selbstbestimmungsinitiative» der SVP schränkt die Demokratie ein. Indem sie die 
europäische Menschenrechtskonvention in Frage stellt, verhöhnt sie die 170jährige Schweizer 
Demokratie, die es ohne Menschenrechtserklärungen gar nicht gäbe.

3. Die «Selbstbestimmungsinitiative» der SVP hebelt die Gewaltenteilung aus. Indem 
sie gegen «fremde Richter» polemisiert, meint sie eigentlich die Schweizer Richterinnen und 
Richter. Diese sollen auf einen menschenrechtsfeindlichen Kurs gezwungen werden.

4. Die «Selbstbestimmungsinitiative» der SVP schadet der Wirtschaft. Indem die Schweiz 
dazu übergeht, internationale Verträge nach Bedarf zu brechen, verhält sie sich unredlich und 
unzuverlässig in der Welt. Wer soll mit uns noch Geschäfte machen?

5. Die «Selbstbestimmungsinitiative» der SVP gefährdet die europäische Sicherheit. 
Indem sie wohlbegründete Schutzmechanismen aus der Zeit nach den Verbrechen 
des Nationalsozialismus für ungültig erklärt, unterstützt sie ein Europa der aggressiven 
Nationalisten.

6. Die «Selbstbestimmungsinitiative» der SVP schränkt die Freiheit ein. Indem 
Abstimmungsresultate wie jenes zur «Masseneinwanderung» künftig höher bewerten werden 
als das Menschenrecht, wird es für Minderheiten in unserem Land bedrohlich.

7. Die «Selbstbestimmungsinitiative» der SVP sabotiert das friedliche Zusammenleben 
von uns allen. Indem sie regelmässig Probleme aufbauscht, die für die meisten 
Schweizerinnen und Schweizer gar keine sind, missbraucht sie demokratische Instrumente für 
Hetze, Verleumdung und Desinformation.

Die «Selbstbestimmungsinitiative» der SVP ist eine Anti-Menschenrechtsinitiative. Sie ist eine 
Zwängerei gegen Recht, Demokratie und Anstand. 

Wir stimmen Nein. Was stimmen Sie? 

Mehr als hundert Menschen aus der ganzen Schweiz haben diesen Aufruf gemeinsam 
lanciert. Vom Landwirt bis zur Alt-Bundesrätin, von der Unternehmerin über den Architekten 
bis zur Schriftstellerin kommen sie aus allen Teilen der Gesellschaft. 

Der Aufruf kann unterzeichnet werden unter: https://www.dringender-aufruf.ch

DRINGENDER AUFRUF  
Nein zur Anti-Menschenrechtsinitiative
Die «Selbstbestimmungsinitiative» der SVP will die offene Schweiz zerstören. Sieben von 
tausend Gründen, sie zu bekämpfen:


